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RegelmaBiges Treffen: montags 19.30 Uhr

im Nachbarschaftsladen Kotti e.V Adalbertstr. 95A
(links neben dem Kreuzberg-Museum im hinteren Garten)

e-mail: mail@waldekiez.org Telefon 695 31 243 (AB)




WBA 4 vom 30.9.04  Protokoll 
Teilnehmer: 
betroffenen MieterInnen, interessierte Menschen



Frau Heubach, Leiterin IHZ- Servicezentrum Kreuzberg

Herr Geffers, Senatsverwaltung für Stadtentwicklung



Frau Seid, Bezirksverordnete Friedrichshain-Kreuzberg, PDS

Herr Schmitz, Unternehmensberatung Bestgen

Frau Stötzer; WBM, Abteilung Öffentlichkeitsarbeit

Frau Weitz, WBM, Abteilung Grundstücksverkehr

Frau Sibel Orlay vom Büro Bestgen erklärte sich bereit die Übersetzungsarbeit zu übernehmen. An dieser Stelle besonderen Dank an sie.

Moderator 1: (Begrüßt die zahlreich Anwesenden zum 4. Forumstreffen) Wir haben keinen, der hier vorne mitsteht und übersetzt. 

Es wird geschaut, wie viele der Anwesenden kein Deutsch verstehen. Nach einiger Diskussion wird beschlossen, abschnittsweise zu übersetzen. 

Moderator 2: Herzlich Willkommen zum Forum „Wir bleiben alle“ 4. Runde. Wiederholt dies auf türkisch. Wir haben uns jetzt darauf geeinigt, dass nicht simultan übersetzt wird. Aber es wird übersetzt, nacheinander in zusammenfassenden Blöcken, von hier vorne. Das scheint die beste Lösung zu sein. Dann sind wir alle gleichberechtigt  und jeder versteht, was gesagt wird und kann auch sofort wenn irgendwelche Unstimmigkeiten, Unklarheiten sind, einspringen und sagen: bitte ich habe nichts verstanden, bitte noch mal. Eine kleine Ansage noch: Wir haben hier Saalmikrophone. Wenn es Wortmeldungen gibt: bitte benutzen Sie die Mikrofone, dann können alle das wesentlich besser verstehen. Manfred Gliewe hat die 1. Begrüßung gesprochen. Mein Name ist Thomas Krüger (Moderator) und jetzt macht Manfred weiter.

Moderator 1: Was noch recht wichtig ist, in Bezug auf die Wortmeldungen: wir möchten darum bitten, dass die Wortmeldungen nicht verletzend und nicht angreifend für anwesende oder nicht anwesende Personen sind. Außerdem zeichnen wir auf um ein entsprechendes Protokoll zu erstellen. Dann bringt die ganze Sache natürlich nur dann was, wenn sich alle daran beteiligen. Es ist schön, dass heute so viele da sind und ich hoffe, dass es in Zukunft vielleicht sogar noch mehr werden. Dann können wir eigentlich schon zu den Tagesordnungspunkten kommen.

Moderator 2: Wir haben in den letzten Foren und während unserer Recherchen festgestellt, dass außer den Häusern der Bewoge, die eigentlich der Anlass waren uns als Initiative zu gründen, noch andere Häuser verschiedener anderer Sanierungsträger zum Verkauf stehen. Darunter sind z.B. auch Häuser aus dem Bestand des treuhänderischen Sanierungsträgers STATTBAU. Konkret handelt es sich dabei um die Häuser Oranienstraße 35, 36, 37, 38. Und ich möchte mal einfach fragen, ob aus diesen Häusern heute Abend Mieter da sind? Ja, großartig. Könnt ihr berichten wie bei euch der Verkauf z.Z. abläuft? Seid ihr informiert worden, über die Preise der Häuser? Über eure Möglichkeiten die Häuser zu erwerben? Seid ihr angeschrieben worden? Mit welchen Fristen? Usw..

Mieter O38: Guten Abend, also ich habe erfahren, dass die Häuser verkauft werden, durch die Frau Kastner, aber das hat sie mir so nebenbei mal gesagt. Ich weiß nicht für wie viel und wer das gekauft hat. Also, wir haben noch nicht einmal einen Brief bekommen und wir wissen eigentlich gar nicht worum es geht.

Thomas: Also, Sie sagen, es sei kein Brief verschickt worden. Gibt es da andere Auffassungen, manchmal geht so was auch in der Post verloren. Hat es irgendwie ein Angebot gegeben einer richtigen Beratung?

Mieter : Also, es gab mal vor Jahren von STATTBAU so ein Rundschreiben. Da hieß es, die Häuser sollen verkauft werden. 1-2-3 hast du nicht gesehen und es lägen Informationen bei STATTBAU damals noch in der Urbanstraße aus. Aber das ist jetzt mindestens 2-3 Jahre her.

Mieter O38: Also, es ist so, die haben uns die Häuser angeboten, ob wir sie kaufen wollen. Aber das die jetzt jemand anderer kaufen möchte. Es hieß, die Häuser werden verkauft, aber an wen, das wurde gar nicht gesagt.

Mieter: Die ganze Information damals von STATTBAU war ziemlich lapidar. Das war ohne richtige Aussage.

Moderator 2: Zu der Problematik, wir werden das hier diskutieren. Als Anmerkung: Vertreter von STATTBAU sind für heute Abend eingeladen gewesen. STATTBAU hat allerdings heute eine Betriebsversammlung mit einer Exkursion, sodass also niemand von STATTBAU hier Rede und Antwort stehen kann. 

Mieter: Für die Häuser, die dem Senat gehören, wäre der Senat direkt Ansprechpartner. STATTBAU verwaltet nur, die machen nur, was der Senat ihnen sagt.

Mieter: Die Häuser müssen unbedingt verkauft werden, von Senatswegen. Es war vorher Grundstücksamt und STATTBAU soll sie verkaufen. Die kriegen sie nicht los, so schnell. Ich habe den Martin Domschat gefragt, den einen Chef von STATTBAU und der sagte, sie können gar nichts dagegen machen. Sie müssen die verkaufen und es würde sich nur für jemanden lohnen, der auf 20 Jahre voraus eine Investition haben will. Die werden da erst mal schön drauf sitzen bleiben.

(Übersetzung folgt)

Die Übersetzerin sagt, die türkischen Mieter wissen nichts von den Verkäufen der STATTBAU und haben auch keine Beratung angeboten bekommen.

Moderator 2: Herr Geffers, Sie können sich denken, als Senatsvertreter, dass ich Sie bitte, dazu etwas zu sagen.

Herr Geffers: Also ich meine, dass zu der Art und Weise, wie STATTBAU die Mieter beraten oder nicht beraten hat, die STATTBAU selber etwas sagen soll. Ich habe zwar auch Informationen, die hören sich anders an, aber es ist besser, dass jemand das berichtet, der es auch gemacht hat. Zur Situation: es ist wirklich richtig, die STATTBAU hat keine Alternative, die Grundstücke zu behalten, Sie ist ein Treuhänder und sie muss die Grundstücke praktisch wieder abgeben. Zur Situation der STATTBAU: Wir haben auch den Vertrag mit der STATTBAU gekündigt, das heißt, es ist hinterher auch gar keiner da, der die Grundstücke behalten kann. Die Grundstücke, ich habe jetzt nicht die Adressen alle mit, gehen zum Teil, wie es hinter mir schon gesagt wurde, an das Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg zurück, weil sie vom Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg in das Treuhandvermögen eingebracht waren. Nach meiner Erkenntnis sind die restlichen Grundstücke bis auf eines, die Oranienstraße 36, schon nicht mehr bei der STATTBAU, sondern sind beim Liegenschaftsfonds des Landes Berlins, vertreten durch die Senatsverwaltung für Finanzen. Das einfach mal zum Sachstand. Wie die Information bei den Mietern war, das muss die STATTBAU erklären, egal ob sie die Grundstücke hat oder nicht mehr hat.

Moderator 1: Wer überprüft denn jetzt die Verfahrensweise zur Beratung bzw. Information der Mieter?

Herr Geffers: Derjenige, der Eigentümer der Grundstücke ist. Das Bezirksamt und der Liegenschaftsfond des Landes Berlin. Auf das Bezirksamt können wir nicht einwirken, wir können höchstens versuchen, auf den Liegenschaftsfond einzuwirken. Aber wichtig ist für mich festzustellen, wie die Beratung tatsächlich gewesen ist. Die (Bezirksamtshäuser) sind nicht mehr in unserer Kontrolle.

Moderator 1: Das heißt, dann wäre jetzt unser Ansprechpartner der Herr Schulz.

(Übersetzung folgt)

Moderator 2: wir sind natürlich tatsächlich hier in der schwierigen Situation, dass ein Vertreter von STATTBAU nicht da ist. Auch Herr Schulz, der Baustadtrat von Friedrichshain-Kreuzberg ist bislang noch nicht erschienen. Wir haben allerdings überlegt und uns entschieden, das Thema trotzdem hier öffentlich zu und soweit das möglich ist auch zu diskutieren. Das heißt, das, was dazu gesagt wird, geht ins Protokoll und auch wenn es dazu keine direkte Antwort geben kann. Tatsache ist jedenfalls, dass STATTBAU auf eine einfache Anfrage hin Exposes der Betroffenen Grundstücke verschickt, mit dem Hinweis, diese Grundstücke seien im Verkaufsverfahren, man könne aber ein Gebot abgeben. Der Hintergrund dieser Anfrage ist selbstverständlich gewesen, dass die Betroffenengemeinschaft Waldekiez für die zum Verkauf stehenden Bewoge-Häuser durchsetzen konnte, dass die Beratungen, d.h. das gesamte Verkaufsgeschehen entsprechend des 8-Punkte-Plans durchgeführt wird. 

(Übersetzung folgt)

Moderator 2: Es ist tatsächlich so, dass STATTBAU auf diese Verkaufsanfrage hin, die ja jeder x-beliebige Mensch stellen kann, nicht nur Exposes zu den Grundstücken verschickt, an jemanden, dessen Identität ja eigentlich gar nicht feststeht, der zwar als Käufer auftritt, aber nicht überprüfbar seitens STATTBAU ist. Zu diesen einzelnen Haus- Exposes, wo die üblichen Angaben enthalten sind, werden Mieterlisten verschickt. Aus diesen Mieterlisten geht der Name hervor, die Lage der Wohnung, die Größe der Wohnung, die Miete, aufgesplittet in die einzelnen Bestandteile und ob der Mieter einen WBS hat, bzw. ob nicht. Wir finden das ziemlich schockierend, dass von einem Vermieter diese sehr personenbezogenen Daten einfach herausgegeben werden. Es wäre zu prüfen, ob das im datenschutzrechtlichen Sinne in Ordnung ist. Wer also Interesse daran hat, das für sich herauszufinden, kann das tun, indem er sich an den Datenschutzbeauftragten des Landes Berlin wendet. Man kann sich selbstverständlich auch an Stadtbau wenden und ein weiterer Hinweis ist, dass natürlich die Häuser von STATTBAU das gleiche Recht haben wie die MieterInnen der Bewoge, nämlich gemäß des 8-Punkte-Plan und den Richtlinien des Senats im Verkaufsverfahren beraten zu werden. Vorne auf unserem Info-Tisch liegen speziell für die anwesenden Mieter von STATTBAU Informationsblätter, aus denen hervorgeht, welche Rechte die Mieter haben und welches Verfahren von Senats wegen dort vorgesehen ist im Verkauf.

(Übersetzung folgt)

Moderator 2: So, eine Formalie zwischendurch: wir fragen am Anfang der Veranstaltung immer nach einem neuen Termin, und zwar machen wir diese Foren immer in 4-wöchigem Rhythmus...

Mieter: Möchte wissen, was seine Wohnung kostet. Will nicht diskutieren.

Moderator 1: Eine kurze Zusammensetzung in 4 Sätzen: Es ist so, dass die Häuser, die in treuhänderischer Verwaltung bei der Bewoge sind, verkauft werden sollen, weil das Sanierungsgebiet aufgelöst ist. Die Sanierung ist nicht vollständig durchgeführt worden, nur zu 70%. Die ersten Versuche die Häuser insgesamt zu verkaufen, die gab es bereits auch schon, so etwa vor 2-3 Jahren gab es ein kurzes Schreiben von der Bewoge, was aber von den Mietern selber nicht richtig verstanden wurde. Es gab auch keine entsprechende Beratung von der Bewoge zu der damaligen Zeit und die ersten Häuser wurden verkauft. 2003 haben sich Mieter zusammengeschlossen und haben darauf gedrungen, dass die Mieter beraten werden. Tatsächlich ist es so, dass wenn der Verkauf ansteht nur das gesamte Haus verkauft wird und nicht etwa nur eine Wohnung. (...) 

(Übersetzung folgt)

Moderator 2: So, zurück zu der Formalie: der nächste Forumstermin könnte am Mittwoch, den 27. Oktober oder am Donnerstag, den 28. Oktober sein. Welcher Tag ist besser geeignet?

(Übersetzung folgt)

Moderator 1: (es wird abgestimmt) also wird es der Donnerstag, der 28.10., wieder um 19.30 Uhr, wie gehabt. Damit ist der 1. Tagesordnungspunkt durch. Wir haben uns für den weiteren Abend als nächsten Tagesordnungspunkt die Hausberatung, die Mieterversammlungen, die Informationsgespräche im Mieterladen, bzw. im Büro der IHZ vorgenommen. Im 3. Tagesordnungspunkt sollte es darum gehen, dass wir uns noch mal über die Mietvertragsaktualisierungen, bzw. -ergänzungen unterhalten wollten. Beziehungsweise den Stand abfragen, wo wir hier eigentlich sind.  Dann käme als nächster Punkt dann die Häuser und die Höfe, also die Mängel, die Schäden, die Zustände. Nach einer kurzen Pause wollten wir das Modell, das wir in der Zwischenzeit ausgearbeitet haben, das Modell Waldekiez vorstellen, worin wir eine Möglichkeit sehen, alle Häuser zu retten. 

(Übersetzung folgt)

Spendendose geht rum. An dieser Stelle Dank an alle die für unsere Arbeit gespendet haben !

Moderator 1: Ich würde den Richard Schmitz dann gerne bitten zu berichten, wie es in den Hausversammlungen abgelaufen ist. 

Richard Schmitz, Büro Bestgen: Das mache ich gerne. Guten Abend. Mein Name ist Richard Schmitz von der Unternehmensberatung Bestgen. Wir haben in den letzten 2 1/2 Wochen 17 Hausversammlungen durchgeführt, in diesen 17 Hausversammlungen waren 22 Häuser vertreten. Wir haben zu den Hausversammlungen eingeladen Anfang September, am 2. September. Wir haben persönlich die Briefe eingeworfen in die Häuser. Gleichzeitig die Briefe der Bewoge, um sicher zu stellen, dass alle Mieter erreicht werden. In den Versammlungen selbst hatten wir zwei Hauptthemen: der 1. Themenbereich: die Mieter bleiben. Was passiert, wenn die Mieter bleiben? Wenn das Haus gekauft wird von einem dritten oder selbstverständlich auch was passiert, wenn das Haus von einem Mieter gekauft wird. Was für Rechte haben die Mieter? Kauf bricht nicht Miete. Was für Entwicklungsmöglichkeiten hat der Investor die Miete zu entwickeln? Was kommen für Mietzahlungen wahrscheinlich auf die einzelnen Mieter zu in den nächsten Jahren. Wir haben gleichzeitig anschließend dann beraten zum Thema Kauf. Welche Formen des Kaufes gibt es? Wir haben das normalerweise dargestellt anhand einer Wirtschaftlichkeitsberechnung, die wir ausführlich erklärt haben. Welches Defizit haben die Häuser heute. Oder welchen Gewinn werfen die Häuser ab und die wirtschaftliche Komponente beleuchtet. Und dann anschließend in der Regel gemeinsam mit den Mietern darüber gesprochen, welche Rechtsformen es gibt, solch ein Haus zu kaufen. Es gibt die Möglichkeit als GbR zu kaufen, als GbR mit anschließender Aufteilung in Eigentumswohnungen oder als Genossenschaft. Das waren die Beratungsthemen. Der Ablauf der Beratung sieht so aus, dass wir nach diesen 2 ½  intensiven Wochen, nach diesen einführenden Mieterversammlungen, die inhaltlich sehr dicht gedrängt sind und auch nicht ganz in die Tiefe gehen können...

(Übersetzung folgt)

Weiter Richard Schmitz, Büro Bestgen: Wie geht’s weiter? Wir werden in den nächsten Wochen und Monaten weitere Versammlungen machen. Wir bieten allen Mietern, die interessiert sind an,  auf uns zuzukommen. Wir haben teilweise in den Mieterversammlungen schon neue Termine gemacht, die Mieter und die Häuser, wo ein Interesse da ist, werden von uns weiter betreut, mit wöchentlichen Sitzungen. Es werden Konzepte erarbeitet, die auf diese Häuser maßgeschneidert sind, was die Rechtsform angeht. Und wir schauen gemeinsam mit den Mieter, ob es Sinn macht und ob es wirtschaftlich möglich ist, die Häuser zu kaufen, wenn die Interessen da sind. Gleichzeitig haben wir bei allen Mieterversammlungen sogenannte Haussprecher angesprochen, die von uns jetzt noch mal eingeladen werden, zum 20. Oktober, zum 1. runden Tisch. Wir wollen also die Häuser auch vernetzen. Wir wollen eine große Rund machen und in dieser Runde das Forum dann auch noch einmal nutzen, um zu sehen, wie es weitergehen kann. Die Beratung sieht dann so aus, dass wir im Dezember eine Schlussabfrage machen werden, und das Büro Bestgen wird dann eine Einschätzung treffen und an die Bewoge geben. Die Häuser, von denen wir gemeinsam mit den Mietern zu der Erkenntnis gekommen sind, dass sie nachhaltig eine Chance haben, die Häuser zu kaufen, mit diesen Mietern werden wir weiter arbeiten und auch den Prozess weiter betreuen,  bis diese Häuser es geschafft haben zu kaufen, wenn es denn möglich ist. Das ist mein grober Abriss. Die Überschrift lautet von diesem Tagesordnungspunkt „Tendenz“. Das Ergebnis kann man nicht vorwegnehmen, es gibt eine Tendenz, die wie bei allen anderen Projekten ist, die wir gemacht haben bei den Mieterprivatisierungen. Es ist ein durchschnittliches Ergebnis, es ist ein zu erwartendes Ergebnis, es gibt ein paar Häuser, wo es ein Interesse gibt. Es gibt einige Häuser, wo in der Regel dann von den Mietern ein Konzept gebracht wird: ja, wir wollen die Wohnungen als Eigentumswohnungen kaufen, d.h. mit diesem Mietergruppen verfolgen wir das Konzept GbR mit anschließender Auflösung in Eigentumswohnungen. Das ist das Gros der Häuser, die weiterbetreut werden. Es gibt einige Häuser, wo die Versammlungen sehr schlecht besucht waren, es gibt Häuser, da waren viele Mieter da. Von einer Tendenz jetzt zu sprechen wäre verfrüht, weil jetzt die heiße Phase eigentlich erst beginnt. Jetzt kommt die intensive Betreuung. Es ist ein langer Weg so ein Haus zu kaufen und es gibt Häuser, da war bei der Mieterversammlung kein einziger da und eine Woche später hat sich die Mietergemeinschaft gemeldet und man hat auf einmal gemerkt, da sind Leute, die wollen kaufen. Diese Fälle gibt es auch. Also eine Tendenz möchte ich eigentlich zu diesem Zeitpunkt noch nicht bekannt geben.

(Übersetzung folgt)

Weiter Richard Schmitz, Büro Bestgen: ein Sache habe ich noch vergessen, wir werden also im laufe der nächsten Tage, spätestens bis Mitte nächster Woche an alle Mieter noch mal einen Brief schicken, mit dem Inhalt eines Protokolls, also alle Versammlungen sind protokolliert worden. Die sind gerade in der Übersetzung. Gleichzeitig bekommen alle die Wirtschaftlichkeitsberechnungen zugeschickt, die werden wir also offen legen, das ist kein Geheimnis. Und wir haben eine Broschüre erstellt, zum Thema: “Mieter werden Eigentümer“, die ist 6-Seiten stark und gleichzeitig ein Blatt dazugelegt zum Thema: „Was passiert, wenn jemand Fremdes das Haus kauft?“ Sodass ich denke, dass wir alles mögliche getan haben, die Menschen hier vernünftig zu informieren über diese Verkaufe und, so glaube ich, gute Arbeit geleistet zu haben.

(Übersetzung folgt)

Moderator 2: Das Verfahren, das gerade geschildert wurde, ist das Beratungsverfahren, was dem Gesetz nach und den Richtlinien von SenStadt nach für die Mieter eingehalten werden muss, die in Wohnungen leben, die aus öffentlichem Besitz verkauft werden. STATTBAU hat offensichtlich, bzw. nicht eindeutig belegbar, diesen Beratungsweg nicht eingehalten. Wir sind hier von der Betroffenengemeinschaft Waldekiez in Bezug auf die Bewoge-Häuser, weil wir es erreicht haben, der Bewoge dieses Verfahren abzutrotzen. Es ginge jetzt darum und darum ist für Mieter in STATTBAU-Häuser durchaus interessant, was also von Herrn Schmitz über das Beratungsverfahren berichtet wird und was also im weiteren Verlauf des Abends berichtet wird. Es wird  ein Überblick gegeben, wie dieses Verfahren bislang abgelaufen ist, welche Probleme es gegeben hat und welche Perspektiven sich daraus ergeben. Wir hoffen natürlich, dass die STATTBAU-Häuser, soweit sie noch nicht verkauft sind, die gleichen Beratungen eingeräumt bekommen, wie die Häuser, bzw. die MieterInnen der Bewoge. Und natürlich nicht nur von diesen Gesellschaften, sondern von allen Gesellschaften überhaupt. 

(Übersetzung folgt)

Mieter: Erst mal noch das was gerade gesagt wurde: es wäre für die Menschen von den STATTBAU-Wohnungen noch ganz wichtig, dass sie die Möglichkeit dieser Wirtschaftlichkeitsberatungen auch in Anspruch nehmen können. Und genau zu der habe ich eine Frage, was die Wirtschaftlichkeitsberechnungen betrifft von euch. Welche Datensätze habt ihr da zugrunde gelegt?  Waren das die gleichen, die auch die Bewoge, bzw. auch die IHZ gehabt hat. Oder habt ihr auf andere Daten zurückgreifen können? Die 1. Frage. Und falls ihr auf andere Datensätze zurückgreifen konntet, kamt ihr da zu ganz anderen Ergebnissen?

Richard Schmitz, Büro Bestgen: Nein. Wir haben ja die Daten bekommen von der IHZ, von der Bewoge. Das sind valide Daten, das sind die Daten aus den Mieterlisten. Das sind die Mieteinnahmen, die wir brauchen für eine Wirtschaftlichkeitsberechnung. Das sind bei Bruttomieten in der Regel Betriebskosten, die wir von der Bewoge bekommen haben. Und wir haben die Häuser im Bestand berechnet, d.h. wir haben in der Regel keine Sanierungsbedarfsberechnung gemacht, das ist ein Schritt, der jetzt kommt in der individuellen Beratung, da gehen wir auch in die Häuser und gucken selbst, was so eine Sanierung kosten kann und ob man das finanzieren kann. Also die Daten sind die gleichen, die die Bewoge hat und man kommt, was heißt zu den gleichen Ergebnissen, die Bewoge hat ja keine Wirtschaftlichkeitsberechnungen angestellt. Die Bewoge hat uns Verkehrswertgutachten gegeben, die aber natürlich ganz andere Grundlagen haben in den Berechnungen, als die, die man anstellt, wenn man schaut, ob das Haus heute wirtschaftlich ist oder nicht.

(Übersetzung folgt)

Moderator 2: Wie ist denn die Meinung der MieterInnen zu der Beratung? Gibt es Probleme mit der Beratung, mit der Art der Beratung, mit dem Inhaltlichen, gibt es Probleme mit der Verständlichkeit? Mit den Anschreiben? Haben alle die Anschreiben bekommen? Das wäre schön, wenn Sie auf diese Fragen antworten könnten, sodass man also feststellen kann, was in der Zukunft vielleicht glatter laufen muss. Wenn alles glatt gelaufen ist, um so besser. Aber haben Sie Probleme mit der Beratung, so, wie sie zur Zeit, in den letzten 2 Wochen durchgeführt wurde?

(Übersetzung folgt)

Mieterin: Wer wird uns helfen? Wird die Stadt uns helfen oder die Bewoge? Was ist mit Arbeitslosenhilfe?

Richard Schmitz, Büro Bestgen: Na wichtig ist, und das sagen wir in den Versammlungen auch immer wieder, dass die Mieter sich vernetzen, auch in den Häusern. Es ist natürlich in der Natur der Sache, dass nicht alle Mieter kaufen können. Es ist ganz normal bei einer Mieterprivatisierung im Lande Berlin, dass selbstverständlich nur ein geringer Satz der Häuser kaufen kann. Aber dafür lohnt sich der Aufwand auf jeden Fall. Dass diese Menschen ihre Häuser kaufen können.

Und was wichtig ist, ist, dass die Mieter zusammenhalten und dass, wenn verkauft wird, die Mieter die Beratung in Anspruch nehmen, von der Mieterberatung, von dem Christian Röttele, vom Mieterverein oder anderen Mietergemeinschaften, um sich vor allen Dingen über ihre Rechte zu informieren. Das ist oft so, dass Mieter Angst bekommen, wenn das Haus verkauft wird und freiwillig gehen. Sie können nicht gekündigt werden. Die Bewoge hat ganz weitreichenden Kündigungsschutz dazugegeben, das habe ich in der Form, offengesagt noch nicht erlebt, das ist sehr weitreichend und ist gut. Und es gibt keine legalen Möglichkeiten für einen Hauseigentümer, Sie aus Ihren Wohnungen zu bekommen. Die Miete wird sich entwickeln, das ist so im Land Berlin. Das muss das Land Berlin auch so machen, weil Berlin kein Geld mehr hat, oder nur noch sehr wenig Geld. Wir auch nicht, das sind soziale Probleme, die sind da, aber das kann natürlich nicht unser Beratungsauftrag sein.

Mieterin: Gehen Sie mal in die 42,  gehen Sie mal gucken, wie das Haus aussieht. Die haben keine Küche, die konnten ein paar Wochen nicht kochen. Damals haben die auch bei denen das so gesagt. Aber was war los? Mit drei Kindern, die konnten nicht kochen, die waren einmal bei mir.

Richard Schmitz, Büro Bestgen: Ich kann immer nur sagen, die Leute müssen sich beraten lassen. Wenn die nicht kochen können, Ihre Nachbarn, dann müssen Sie mit denen zur Miterberatung gehen, zum Mieterverein. Da gibt es Möglichkeiten, dass man da Hilfe bekommt. Dann muss man sich entsprechend Beistand holen, den gibt es kostenlos im Land Berlin.

Mieterin: Die waren da. Aber die 3. Person hat etwas anderes vorgelegt und gesagt, ich muss das modernisieren: die haben die Wand weggemacht, den nächsten Monat haben sie gesagt, wir müssen in die Küche, und die Leute waren automatisch hinter den Türen. Die zahlen auch noch Miete. Die müssten doch gar keine Miete mehr zahlen.

Richard Schmitz, Büro Bestgen: Wenn das so ist, dann ist das illegal. Wenn so saniert wird und es gibt keine Modernisierungsankündigung und es gibt keine Modernisierungsvereinbarung dann ist das illegal.

Mieterin: Aber wohin sollen sie gehen?

Richard Schmitz, Büro Bestgen: Zur Beratung.

Mieterin: Zu wem?

Richard Schmitz, Büro Bestgen: Zu Christian Röttele, der sitzt hier auch, glaube ich, der wird ihnen sicherlich weiterhelfen.

Moderator 2: Lassen wir bitte einmal übersetzen.

Richard Schmitz, Büro Bestgen: Aber das ist ganz wichtig, dass die Beratungsangebote angenommen werden. Das ist wirklich wichtig.

(Übersetzung folgt)

Mieterin: (wird übersetzt) Sie sagt, dass der neue Eigentümer die Mieten so erhöhen wird, dass die Mieter rausgedrängt werden. 

Eine weitere Mieterin: (wird übersetzt) Sie sagt, sie gehen auch ins Stattbüro und lassen sich beraten, seit 1990. Sie hat in der Oranienstraße 39 gewohnt, das wurde dann aufgekauft und es gibt dann immer wieder Bestrebungen von den Eigentümern, die Mieten zu erhöhen und die Mieter rauszudrängen. Das ist ein Problem für viele Mieter.

Mieter: Meine Frage war jetzt, da wir jetzt nicht wissen, wieweit die STATTBAU mit dem Verkauf vorangekommen ist. Was müssen wir tun, um bei den Verkaufsgesprächen dabei zu sein? Also dieses 8-Punkte-Programm, was müssen wir tun als Mieter, damit wir in den Versammlungen dabei sind.? Unterschriftensammlung oder was auch immer. Und eine Frage zu unseren Rechten. Haben wir die auch? Welche Rechte haben wir?

Herr Geffers: Ich würde vorschlagen, ich werde mich mal darum kümmern, was die STATTBAU gemacht hat. Die Schreiben von uns bei der Veräußerung von Grundstücken, egal ob das die Bewoge macht oder ob das die STATTBAU macht, oder ob das die GSW macht, die sind alle standardisiert. Das heißt, der Auftrag an den Sanierungsträger ist immer gleich. Auch die STATTBAU müsste eine Ergänzung der Mietverträge vorgenommen haben, wo drin steht, dass aus Eigenbedarf und aus wirtschaftlicher Verwertung eine Kündigung nicht gemacht wird. Eigenbedarfskündigungen : Die Bewoge hat`s weitergehend gemacht, sie hat es dauerhaft gemacht, das kann sie machen. Wir fordern das für 7 -10 Jahre. Ich kann das nur prüfen, nur als Information, damit es kein Missverständnis gibt, die STATTBAU hat nach meiner Kenntnis nur noch ein Grundstück, die Oranienstraße 36. Die anderen Grundstücke hat der Bezirk oder der Liegenschaftsfond des Landes Berlins. Dem Liegenschaftsfond sind jetzt vor 2 Wochen Grundstücke der STATTBAU übertragen worden und zwar, nach meiner Kenntnis bis auf die Oranienstraße 36. Und soweit noch Restgrundstücke sind, gehen die an den Bezirk, falls sie nicht schon dort sind. Also mit der STATTBAU ist da nicht mehr viel zu verhandeln.

Mieterin: Es wurden explizit 4 Häuser zum Verkauf angeboten. Zwei mit Exposes und zwei mit Mieterdaten.

Herr Geffers: Ja, aber vor längerer Zeit.

Mieterin: Nein, vor allerhöchstens 5 Tagen.

Herr Geffers: Gut. Ich erkundige mich, lass mich sachkundig machen. Das können nur Bezirksgrundstücke noch sein.

Mieterin: Also der junge Mann mit der Mütze, der hat eine explizite Frage gestellt und ich finde, die ist absolut nicht beantwortet. Und vor allen Dingen so, wie Sie das ausdrücken, kann das kaum noch ein Deutscher verstehen. Und dann muss es auch übersetzt werden.

Mieter: Wir zahlen die Mieten immer an die STATTBAU. Bei mir wird das Geld jeden Monat vom Konto überwiesen auf das Konto der STATTBAU. Sprich, wenn das Land Berlin die Grundstücke zurück genommen hat, warum zahle ich noch Miete an die STATTBAU und nicht direkt an das Land Berlin. Meine Frage war ja, wie können wir bei den Verkaufsverhandlungen dabei sein. Das wurde mir nicht beantwortet.

Herr Geffers: Ich mache mal den Vorschlag, dass ich zum Protokoll gebe, welche Grundstücke noch bei der STATTBAU sind. Die Übertragung der Grundstücke von der STATTBAU auf das Land Berlin beim Liegenschaftsfond, die hat der Senat beschlossen, das schließt nicht aus, dass die Grundstücke im Augenblick noch im Besitz der STATTBAU sind und die Miete dorthin geht. Ich schlage vor, dass wir das klären. Ich kann es heute Abend nicht klären, das wäre ein Rätselraten. Das kann man einfach machen, dass man sagt, welche Grundstücke 1. die STATTBAU noch hat, 2. welche an das Bezirksamt gehen oder gegangen sind und 3. welche an den Liegenschaftsfond gegangen sind. Verkaufsgespräche, hätte ich nur Einfluss auf das Grundstück, das die STATTBAU noch hat. Ich heißt in diesem Zusammenhang der Senator für Stadtentwicklung. Das bin ich natürlich nicht persönlich.

Mieter: Konkrete Frage: Wer ist Eigentümer dieser Häuser? STATTBAU hat die Aufgabe, diese Häuser zu verwalten.

Herr Geffers: Nein, STATTBAU ist treuhänderischer Sanierungsträger, hat den Auftrag, die vom Bezirk ihr übertragenen Grundstücke an den Bezirk abzugeben, das tun die auch. Die STATTBAU hat weitere Grundstücke an den Liegenschaftsfond des Landes Berlins, mit Zustimmung des Abgeordnetenhauses des Landes Berlins übertragen. Das ist nur eine Frage des Zeitpunktes.

Mieter: Es geht eigentlich nur um die Frage: Eigentum verpflichtet? STATTBAU war also nie Eigentümer, sondern das Land, bzw. der Bezirk war immer der Eigentümer dieser Grundstücke und Häuser?

Herr Geffers: Nein, die STATTBAU war treuhänderisch tätig für das Land Berlin, vertreten durch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung. Das Vermögen der STATTBAU ist aufgelöst,  oder wird aufgelöst und geht an das Bezirksamt oder an den Liegenschaftsfond. Zur Zeit, bis auf ein Grundstück.

Mieter: Wer war der Eigentümer, der tatsächliche Eigentümer dieser Grundstücke?

Herr Geffers: Der grundbuchliche Eigentümer war die STATTBAU, der wirtschaftliche das Land Berlin, vertreten durch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung.

Mieter: Und wer hat letztendlich die Verantwortung für diese Grundstücke und was mit denen passiert. Und vor allen Dingen auch die Gesellschaft in dieser Stadt, das kann ja nicht der Senat oder der Bezirk einem freien Träger übertragen. Letztendlich ist doch derjenige, dem es gehört..

Herr Geffers: Nein, wir kommen jetzt in die Grundsatzdiskussion eines Sanierungsträgers. Grundstücke sind bestimmten Gesellschaften zum Zwecke der Sanierung übertragen, die hat die STATTBAU auch erfüllt, die Aufgaben. Sie hat die Häuser saniert. Und die sanierten Häuser werden verkauft. Und die, die sie nicht hat verkaufen können, gehen zurück an den eigentlichen Eigentümer. Das sind im Land Berlin zwei, das sind das Bezirksamt und (...) Das wechselt im Land Berlin. Das Land Berlin ist vertreten durch verschiedene Rechtspersönlichkeiten. Mal durch die Finanzverwaltung, mal durch Stadtentwicklungsverwaltung, mal durch Bezirksverwaltung. Die gehen zurück an das Bezirksamt und zurück an... (Zwischenrufe...)  Das mag Sie nicht befriedigen, ist aber so.

Moderator 2: Ich möchte zu den Mieter aus den STATTBAU-Häusern ganz praktisch und konkret werden. Also, die Frage des Eigentümers kann ich auch nicht beantworten. Viel wichtiger scheint mir die Frage zu sein, im Moment, wenn STATTBAU tatsächlich noch Verfügung über die Häuser hat, das heißt die Häuser sind noch nicht an private Investoren verkauft, viel wichtiger ist es doch dann, auf die Verhandlungen Einfluss zu nehmen, durchzusetzen, dass das Beratungsverfahren so wie es für die Bewoge-Häuser durchgeführt wird, auch für die STATTBAU-Häuser durchgeführt wird. Das ist das Allerwichtigste. Sonst sind die Häuser weg und die Mieter sind draußen. Und da bietet die Betroffenengemeinschaft Waldekiez ihre Unterstützung an. Wie das möglich ist, an wen man sich wendet. Zunächst ist es wichtig, sich an STATTBAU selbst zu wenden und an die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, um festzustellen, welches Verfahren hat STATTBAU angewendet und wie ist der Stand dieser Häuser tatsächlich. Und dass die Mieter verlangen, gemäß dem 8-Punkte-Plan und den Senatsrichtlinien im Verkaufsverfahren beraten zu werden.

(Übersetzung folgt)

Mieter: Ich habe noch eine Frage: Der Herr meinte, dass, bis auf die Oranienstraße 36 alle Häuser zurückgegeben wurden. Dann brauche ich doch bei STATTBAU gar nicht anzurufen.

Moderator 2: Doch, denn es ist tatsächlich so, dass vor etwa 4 Tagen, d.h. am Montag, von STATTBAU für die Oranienstraße 35, 36,37, 38 Verkaufsexposes versandt worden sind. Mit dem Hinweis, es gäbe Verhandlungen, aber man könne am Bieterverfahren teilnehmen. Also STATTBAU  hat die Anfrage nicht verneint, d. h., die Häuser scheinen tatsächlich noch bei der STATTBAU. Aber Herr Geffers von der Senatsverwaltung wird das herausfinden. 

Mieterin: Ich denke auch, dass es wichtig ist für die Leute, die jetzt in STATTBAU-Häusern wohnen, sich zu engagieren. Das müsst ihr jetzt einfach machen. Ihr müsst da jetzt auf die Beine kommen und rausfinden was los ist. Wir unterstützen euch da ja auch dabei.

Moderator 1: Da würde ich jetzt gerne einhaken, wir haben schließlich noch unseren 5. Tagesordnungspunkt, nämlich das Modell „Waldekiez“. Und dieses Modell “Waldekiez“ könnte unter Umständen auch für die STATTBAU-Häuser, weil sie ja noch nicht verkauft sind, recht interessant sein. In jedem Fall ist es sehr interessant für alle Häuser, die im Moment im Waldekiez zum Verkauf stehen. Voraussetzung dafür ist tatsächlich, dass sich alle daran beteiligen. Sich jetzt zurück zu lehnen, und das Problem werdet ihr bei den STATTBAU-Häuser auch haben, sich zurück zu lehnen und darauf zu warten, dass irgendeiner für mich kämpft, wird auf alle Fälle dazu führen, dass die Häuser ganz schnell verschwinden. So auch dieses Beispiel Waldemarstraße 42, was heute auch wieder auf den Tisch kam. Das ist nämlich ein Haus, was verkauft wurde, nach den 1. Verkaufsbemühungen der Bewoge, und da sind wir auch erst richtig aktiv geworden. Da haben wir uns ja auch erst gegründet und aufgrund der Tatsachen, dass wir dies als große Forderung hatten, zum einen, den Verkauf erst mal soweit zurück zu stellen, und zum anderen den 8-Punkte-Plan und die Senatsverordnungen tatsächlich einzuhalten. Das war ja eine zentrale Forderung. Erst dann ist ja auch wirklich was passiert. Und es ist nur passiert, weil wirklich viele Mieter mitgemacht haben aus unterschiedlichen betroffenen Häusern. Ich würde trotzdem gerne noch, damit wir wirklich irgendwann mal zu dem 5. Punkt kommen, mit der Tagesordnung weitermachen, damit wir den Rest gründlich aber zügig durcharbeiten. Wir haben ja jetzt von Richard Schmitz die Information bekommen, wie es bei den Hausversammlungen des Beratungsunternehmens Bestgen abgelaufen ist. Er sagte, es wäre recht durchschnittlich und zu erwarten und die Beteiligung eigentlich auch recht gut. Allerdings kam von ihm auch der gleiche Hinweis: Es hat wirklich nur Sinn, wenn wirklich viele richtig motiviert mitarbeiten, d.h. wir haben alle eigentlich auch die Aufgabe alle anderen auch mit zu motivieren. 

Was jetzt noch offen ist: Es ist ja auch immer wieder die Frage gestellt worden, was passiert denn mit den Mieten, die werden nach den Verkäufen in die Höhe gehen. Bei allen Hausversammlungen, wo ich mit dabei war, hat man auch bei den Kalkulationen immer wieder gesehen, die Miete ist tatsächlich in die Höhe gegangen. Das heißt, der Kauf der Häuser kostet Geld, und das Geld kommt durch die Miete wieder rein, also: Wenn die Häuser verkauft werden, wird’s teurer. Unter Umständen ist auch da unser Modell „Waldekiez“ eine Alternative, man muss es kalkulieren, man muss es durchrechnen. Es klappt auf alle Fall nur, wenn alle zusammenhalten und mitmachen. Die andere Sache, die noch offen war, die Beratung von Christian Röttele. Er hat ja auch alle Mieter angeschrieben. Da haben wir auch für gekämpft, dass er dieses Mandat, die Aufgabe bekommt. Und da wäre jetzt mal interessant, was denn bei ihm abgelaufen ist.

Christian Röttele: Vorab, mein Name ist Christian Röttele, ich bin vom Stattbüro Mieterberater, und vielleicht noch als Hinweis, ich bin das nicht, der die Beratung alleine macht, sondern mein Kollege Ramazan Bayram ist da ganz wesentlich. Wir machen das zusammen. Zu ihrer Frage: der Fall der Familie, der jetzt gerade besprochen wurde, ist ganz unglücklich gelaufen, weil die Beratung ist erst in Anspruch genommen worden, als das Kind schon in den Brunnen gefallen war. Da war im Prinzip schon alles zu spät. Beratung hat jetzt im Nachhinein natürlich stattgefunden, die Familie ist auch rechtsanwaltlich beraten worden und die entsprechenden Schreiben wurden gemacht. Man wird das jetzt einfach weiter begleiten und betreuen. Für die Familie ist das eigentlich Wichtige, und da würde ich mich an dieser Stelle an die IHZ wenden wollen, im Grunde genommen möchten die eigentlich, unter den Bedingungen unter denen sie jetzt leben, in der Wohnung nicht bleiben. Es ginge eigentlich darum, für diese Familie ein Ersatzwohnraumangebot zu finden und das wird für viele Mieter gelten, die in schon privatisierten Häusern wohnen, die von Investoren gekauft worden sind, bei denen sich im Nachhinein herausgestellt hat, dass deren Verhalten dann doch nicht so freundlich ist, wie sie vorab getan haben. Also das müsste  auch noch mal eine generelle Regelung  vielleicht gefunden werden, auch mit Bezirksseite, ob man solchen Mietern den Status „nachgelagerte Sanierungsbetroffenheit“ wie auch immer zugesteht, wie auch immer, das ist noch in Arbeit. Das Thema, um das es aber eigentlich geht, ist, unabhängig davon, wer das Haus kauft, Mieter, Investoren von außen oder Genossenschaft, hat die IHZ allen Mietern Rechte zugestanden, z.B. lebenslanger Schutz vor Kündigungen aus Eigenbedarfsgründen. Jeder Mieter bekommt einen Anhang an seinen Mietvertrag indem das garantiert wird. Darauf achtet auch das Büro Bestgen, dass das auch jeder Mieter bekommt. Gleichzeitig gibt es aber auch eine ganze Reihe von Problemen, die die Mietverträge betreffen können und eben geklärt und gesichert werden sollten, bevor ein Haus verkauft wird, an wen auch immer. Es kommt zum Beispiel vor, dass die Mietvertragsinhaber mittlerweile gar nicht mehr in der Wohnung wohnen, dass dort Untermieter leben, oder dass die erwachsenen Kinder mittlerweile in der Wohnung leben, weil die Hauptmieter mittlerweile alt geworden sind und hauptsächlich auch gar nicht mehr in der Wohnung sind. Es kommt vor, dass Mieter seit Jahren oder immer schon einen Keller hatten, der Keller aber gar nicht im Mietvertrag aufgeführt ist. Es kommt vor, dass Mieter eigene Einbauten vorgenommen haben, nach mündlicher Absprachen wie auch immer und Ähnliches. Diese Probleme sollten jetzt vorab geklärt werden und dafür bieten wir eben eine 3-stündige Mieterberatung an, immer Freitags von 16-19 Uhr. Wir sammeln dann diese Probleme Hausweise, bereden die möglichst dann mit der IHZ, wir haben auch bei der IHZ einen Termin dazu schon gehabt, wo die IHZ zugesagt hat, damit auch sehr großzügig umzugehen. Ich habe bisher auch keinen Anlass, daran zu zweifeln. Also mir ist bisher da auch nichts bekannt geworden. Wir haben alle Mieter angeschrieben, aufgrund der Mieterlisten, die uns die IHZ zur Verfügung gestellt hat, und auf dieses Angebot hingewiesen, dieser 3-stündigen Mieterberatung immer Freitags, und das läuft jetzt seit 2 Wochen, es ist normal angelaufen. Es sind gleich beim 1. Termin einige Mieter gekommen, gerade zum Thema Keller und Mietvertragsergänzungen. Wir sind dabei und ich denke, es ist wichtig, dass das dann auch passiert. Ich gehe eigentlich davon aus, dass das mit der IHZ auch zu einem guten Ende kommt. Dass jede Mietpartei tatsächlich eine entsprechende Mietvertragsergänzung bekommt, in der diese Nutzungen gesichert sind und die Vertragsverhältnisse auf dem aktuellen Stand so aktualisiert sind, dass ein neuer Eigentümer aufgrund der Verträge und der tatsächlichen Lebenssituation keinen Anlass findet zu irgendwelchen Repressalien.

Moderator 1: Vor der Übersetzung möchte ich noch darauf hinweisen, wir treffen uns, die Betroffenengemeinschaft, jeden Montag, um 19.30 h, im Kotti e.V. im Büro, Adalbertstr. 95A, links hinter dem Eingang Kreuzbergmuseum. 

(Übersetzung folgt)

Christian Röttele: Um das noch mal kurz zusammenzufassen: Wir haben  also auch allen Mietern auf Deutsch und auf Türkisch ein Informationsblatt zugeschickt, auf dem diese einzelnen Punkte aufgeführt, um die es hier jetzt im Wesentlichen geht. 

Moderator 2: Jetzt waren wir in den Wohnungen. Christian Röttele vom Mieterladen hat geschildert, was das Programm ist.  Dass man seinen Mietvertrag anschauen soll. Dass man gucken soll, ob der Keller im Mietvertrag drinsteht.  Ob man überhaupt derjenige ist, der im Mietvertrag drinsteht, das gibt es nämlich auch, alles wichtig, um einem eventuellen Neueigentümer keine Möglichkeit zur Kündigung und zu anderen Repressalien zu geben. Wie sieht es mit den Höfen aus, mit den Hofgestaltungen, mit den Hofnutzungen? Das ist noch ein offener Punkt. Noch ist nicht ganz geklärt, wie das in den Verträgen, in den Kaufverträgen, gesichert werden kann. Ganz wichtig ist, dass wir alle, wir betroffenen Mieter und die Betroffenengemeinschaft Waldekiez zusammenarbeiten, um Hofpläne aufzustellen. Um zu sagen: Unser Hof gefällt uns, so soll der bleiben. Wir benutzen ihn, wir treffen uns dort, die Kinder spielen, wir grillen auch mal. Und das möchten wir auch für die Zukunft können, falls das Haus an jemand anderen verkauft wird. Der das dann möglicherweise verbietet oder alles kaputt macht, was wir alles erlebt haben. Und darum meine Bitte: Die Leute, die sich in die Listen vom Büro Bestgen als Haussprecher eingetragen haben, oder auch alle anderen, sollen bitte zur Betroffenengemeinschaft Waldekiez kommen, damit wir zusammen diese Hofpläne erstellen können. Anders wird das nicht möglich sein. Wir müssen auch hier bereits zusammenarbeiten, um das zu retten, was wir gerne hier haben wollen, damit nicht geschieht, dass jemand anderes das bestimmt. Und das ist auch der Sinn, des Modells „Waldekiez“.

Moderator 1: ... dafür, dass in manchen Höfen irgendwas was ist, was eben nicht OK ist. Und das wäre ja Unsinn, das irgendwie festzuschreiben, dass das nicht verändert werden darf. Wenn wir uns die Höfe ansehen und überlegen: Wie ist es dort, was soll dort passieren, dann geht´s natürlich auch darum, das irgendwelche Sachen, die stören, angemerkt werden oder vielleicht gemildert und beseitigt werden können. So hab´ ich Sie verstanden. – Aber hier war noch ´ne Wortmeldung.

Mieter: Was Du gesagt hast, ist Stichwort ´Umschreibung von Mietverträgen´ , also bei uns ist das so angekommen, wenn das falsch ist, könnt ihr mich ja gleich korrigieren, dass, wenn der Hauptmieter sich einverstanden erklärt, Untermietverträge zu den alten Konditionen umgeschrieben werden. Wir haben uns Ende September mit ´nem Einverständnisschreiben des Hauptmieters an die IHZ gewendet. Es ist bisher überhaupt nichts passiert. Heute waren wir da, es ist uns gesagt worden, von einer solchen Vereinbarung wäre zum einen nichts bekannt – es ist weiter gesagt worden, es wird zwar wohlwollend geprüft, aber wäre jetzt bei einer höheren Stelle, weil, da geht es darum, mal zu überprüfen, ob bei einer Neuvermietung nicht vielleicht eine höhere Miete genommen werden könnte. Und ich wollt´ fragen, ob das anderen auch so geht, und ja ...

Frau Heubach: Das war sicherlich Frau Weise, die mit Ihnen gesprochen hat ... 

Mieter: Genau.

Frau Heubach: ... Die kam nämlich auf mich zu und fragte mich, ob sie da richtig verfahren ist, und das ham ´ wir schon geklärt. Also, die wird auf Sie noch mal zukommen. Die hat gesagt, das war ´ne Mietergemeinschaft, oder zumindest wollte ein ...

Mieter: ... Wohngemeinschaft ...

Frau Heubach: ... Untermieter in den Hauptmietvertrag, und das ist schiefgegangen. Aber es gab schon mehrere Fälle ( ... )  werden Sie wissen, da hat es problemlos geklappt. Also, ich hab´ Frau Weise schon aufgeklärt, das geht seinen Gang.

Mieter: Gut, wenn das lediglich ein Missverständnis war ...

Frau Heubach: Das war wirklich in dem Fall ein Missverständnis, also das hat Sie mir heute schon gesagt. Ich hatte es vorhin schon Ihnen gesagt, dass da was schiefgegangen ist, aber das ist wirklich ein Einzelfall, alle anderen haben bisher problemlos funktioniert ...

Mieter: ... na jut ...

Frau Heubach: ... und da ist dann auch, wenn´se vorher jemals dort gewohnt haben, gibt´s auch keen Problem.

Mieter: Dann geh´ ich auch davon aus, dass das problemlos funktionieren wird.

Frau Heubach: Also Frau Weise ... Wann hat sie mit Ihnen telefoniert, muss ich mal fragen?

Mieter: Heute Nachmittag, halb drei.

Frau Heubach: Weil, wir hatten am späten Nachmittag darüber gesprochen, da hat sie mich gefragt.

Mieter: Werden eigentlich auch die alten Toilettenhäuschen, werden die eigentlich auch aufgenommen? Also weil, die werden ja auch von den Mietern genutzt. Wird das auch in den Mietvertrag aufgenommen oder wie sieht das da aus?

Moderator 2: Also ich kann jetzt nicht antworten, weil ich nicht weiß, was gemeint ist.

Mieter: Na, das sind die auf den Fluren, wo früher die Toiletten drin waren und was jetzt als Abstellkammer von den Mietern auch genutzt wird, zum Beispiel.

( ... )

Mieter: In der Waldemarstraße 44 gibt es nur eine einzige, und das nimmt nur ein Mieter. Und die Fahrrad liegt alles auf dem Flur, und ( ... ) das ist nur ein Mieter, diese Kammer.

( ... ) ... ungerecht ...

Frau Heubach: Also, da kann ich jetzt pauschal nichts sagen, weil, es ist wirklich die Frage: Nutzt es der Mieter legal, oder ist es mit unserem Wissen, sind die anderen damit einverstanden. Das muss man wirklich im Einzelfall prüfen, da kann ich jetzt pauschal nichts sagen. Wenn Sie illegal diese Toilette da, diese Kammer in Beschlag genommen haben, dann ist es sicherlich was anderes, als wenn wir darüber was wissen. Und es ist ja auch die Frage, wie finden es die anderen Mieter. Nur,  wenn Sie sich die irgendwann mal ...

Mieter: Also nicht irgendwann mal, weil, damals, der Hausmeister hatte das benutzt. Wir haben gesagt OK. Die Eimer, zum Waschen, alles war drinne. Jetzt kommen von draußen zwei Männer, die machen das sauber, die bringen alles von draußen, aber diejenige, die damals die Schlüssel hat, er hat immer noch. Er kann alles tun, was er will da drinne. Aber die Rest, die lassen den Kinderwagen auf dem Flur, die lassen dem Fahrrad da, manchmal kann man nicht mal da durchgehen, und wir haben ...

Frau Heubach: Und wie gesagt, ich kann das im Einzelfall nicht sagen. Da muss man wirklich sehen, es gibt Mieter, die haben dafür ´nen Nutzungsvertrag. Also, wir haben mit einigen Mietern Nutzungsverträge zu irgendwelchen Abstellräumen zum Beispiel. Aber das muss man jetzt wirklich mal kucken. Sicherlich kann man zu ´ner WC oder zu ´ner Kammer ´nen Nutzungsvertrag schließen, vielleicht haben sie ja auch einen, keine Ahnung.

Mieter: Eigentlich muss aber die IHZ wissen ...

Frau Heubach: Ja, aber ich doch nicht. Wir haben, ich weiß nicht, wir haben wie viel tausend Häuser. Also ich weiß nicht in den einzelnen Häusern ...

Mieter: ... einige Mieter vergessen wurden ... das könnte man automatisch rausar ...

Frau Heubach: Ja, aber das wüsste ich heute auch nicht, das müsste ich wirklich prüfen.

Herr Röttele: Vielleicht kurz zwischendurch: Mit solchem Problem sind Sie genau richtig, wenn Sie dann freitags in die Sprechstunde kommen, und dann kann man das bereden. Ich, denke mal, und dann kann man das auch zu ´ner einvernehmlichen Lösung bringen, oder eben nicht, das wird man dann eben sehen. Aber es geht ja genau um diese Sachen. Wenn Mieter eben Gemeinschaftseigentum nutzen, oder alle Mieter nutzen was oder einzelne nutzen was, dass man das so auf ´ne vertragliche Regelung bringt, das dann auch alle zufrieden sind.

Das geht natürlich nur, wenn man Übereinstimmung herstellen kann unter den Mietern. Vielleicht noch als abschließender Hinweis: Es wurde gerade nämlich noch mal drauf angesprochen: In diesen Mietvertragsergänzungen, die Sie von der IHZ bekommen, ist auch festgelegt, dass Luxusmodernisierungen nicht stattfinden dürfen ohne Ihr Einverständnis. Deswegen kann dann auch wegen so einer Luxusmodernisierung die Miete zukünftig nicht steigen. Das bekommen Sie in Ihre Mietverträge. Instandsetzungsarbeiten sind sowieso nicht mietwirksam.

Mieter: Aber eines, wir haben lauter Risse, ham´ wir letztes Mal auch bei Versammlung gesagt, und heute war ich auch bei Frau Weise, habe die Mängelmeldung gesagt, aber die Rest Mietern, die kennen das nicht. Deswegen sag´ ich laut und deutlich, die sollen sich beeilen. Wenn diejenigen, die das kaufen wollen, das wird hundertprozentig modernisiert, weil, wir haben lauter Risse, an Badezimmer, an Wohnzimmer, an Schlafzimmer.

Herr Röttele: Nene, das ist Instandsetzung, keine Modernisierung, Ihr Haus ist abschließend modernisiert. Da passiert nix.

Mieter: Aber was ist da modernisiert? Das wollen wir wissen, was ...

Herr Röttele: ... Sie haben eine Heizung, Sie haben ein Bad ...

Mieter: Wir schrein seit Jahren. Seit zwei Jahren haben wir schriftlich, dass auch bei BEWOGE damals gegeben ...

Moderator 2: Bitte verstehn´ Sie, ich bin ja bei der Beratung Ihres Hause dabei gewesen und ich hab´ gehört, welche Probleme Sie dort haben, dass es hellhörig ist, dass es Risse gibt, es gibt auch Schimmel. Es ist ja auch zugesagt worden, von der Firma Bestgen, dass das überprüft wird. Alle diese Sachen, die mit Unklarheiten in den Mietverträgen, bei Kellern, bei Parabolantennen, äh, Nutzungen von sonstigen Räumen im Haus, meinetwegen den ehemaligen Etagenklos, zusammenhängen, ist der Mieterladen von Christian Röttele zuständig. Und das ist von der BEWOGE zugesagt worden, bzw. von der IHZ. Wichtig ist allerdings, dass das alles bis Ende des Jahres erledigt wird. Denn garantiert nur noch bis Ende des Jahres ist die BEWOGE Eigentümer dieser Häuser. Eine Übersetzung?

Moderator 1: Vor der Übersetzung noch mal ganz kurz, weil, dann können wir nämlich auch direkt in die Pause reingehn´ und haben tatsächlich soweit alles abgearbeitet. Noch mal ganz kurz: Also, wir sind weiter in Gesprächen direkt mit der IHZ wegen den Kellern und wegen der gemeinschaftlichen Nutzung der Anlagen in den Häusern. Wir können natürlich mit denen auch nur in soweit irgendetwas verhandeln, besprechen und in die Wege leiten, wenn wir Informationen haben. Das heißt, wir brauchen die Informationen aus den Häusern. Bitte kommt zu uns, erzählt uns, wie sieht es aus mit den Kellern, wie sieht´s aus mit der Hofnutzung, was wird von den Leuten genutzt, soll von den Leuten genutzt werden, wie können wir es regeln, was braucht Ihr, damit wir dann entweder zusammen oder wir als Eure Vertreter diese Sachen dort dann mit der IHZ besprechen.

(Übersetzung folgt)

Moderator 2: Gut, dann, damit wir gestärkt in den nächsten Punkt reingehen können, machen wir jetzt erst mal 10 Minuten Pause.

( Pause )

Moderator 2: ( keine Aufnahme ) ... aktuell zum Verkauf stehen: Die BEWOGE-Häuser, vielleicht auch die STATTBAU-Häuser, wenn sie noch verfügbar sind, auch Häuser anderer Gesellschaften und anderer Sanierungsträger unter einem gemeinsamen Dach zu vereinen. Unsere Grundüberlegung war: Wie können wir es vermeiden, dass Eigenkapital aufgebracht werden muss? Die zweite Grundüberlegung ist: Wenn tatsächlich Mieter ihr Haus oder ihre Wohnung kaufen, dann wird für den einzelnen in der Zukunft preiswerter Wohnraum zur Verfügung stehen. Das ist also fast ein bisschen eine Glücksfrage – Wer jetzt in einem Haus wohnt, kann das eventuell machen, wenn er die finanziellen Möglichkeiten hat. -  Unser Modell zielt in eine andere Richtung, und zwar in die Richtung: Wie ist es möglich, im Kiez, und zwar nicht personengebunden, sondern für die Allgemeinheit preiswerten Wohnraum zu erhalten – sicher und langfristig? Und Beate wird jetzt versuchen, dieses Modell vorzustellen.

(Übersetzung folgt)

Waldekiez: OK, dann fang ich mal an. Ich bin Beate, arbeite auch mit in der ´Betroffenen- gemeinschaft Waldekiez´, und mir wurde jetzt hier die ehrenvolle Aufgabe zuteil, unser ´Modell Waldekiez´ vorzustellen. Also das ist ja, erst mal mach´ ich ´ne kurze Zusammenfassung von dem, weshalb wir uns hier zusammengefunden haben. Also, erstens ist ja bekannt, dass es diverse Sanierungsträger landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften, BEWOGE, GSG, GSW und freie Träger wie STATTBAU und SPI in den 80-er-Jahren nach den Flächenabrissen, die Liegenschaften erworben haben und auch saniert haben. Und das ist geschehen mit Bundes- und Landesmitteln, jeweils zu ´nem Anteil von ca. 70 Prozent. Die restlichen 30 sind dann eben von den Gesellschaften aufgebracht worden. Und grundsätzlich sahen diese Sanierungsverträge vor, dass nach einer erfolgten Sanierung bzw. nach Aufhebung der Sanierungsgebiete diese Häuser reprivatisiert werden sollten. In welcher Form das geschah, da gab es eben auch verschiedene Möglichkeiten, entweder übernahm die Gesellschaft , die öffentliche Wohnungsbaugesellschaft diese Häuser, musste dann also diese 70 Prozent an den Senat auch zurückzahlen, oder die Häuser wurden privatisiert, was man in den schlimmsten Auswüchsen hier im Kiez auch beobachten kann, wie das dann zum Beispiel aussehen wird. 2002 wurde das Sanierungsgebiet ´Kottbusser Tor´ aufgehoben, und der Bankenskandal und die Haushaltssperre brachten dann auch so eine Erhöhung der Verkaufsaktivitäten. Uns geht es jetzt hier um 23 Grundstücke der BEWOGE in 17 Verkaufspaketen plus 4 von der STATTBAU eventuell, die jetzt noch dazu kommen und das sind also 420 Wohn- und Gewerbeeinheiten mit insgesamt 1100 betroffenen Menschen. Das haben wir jetzt mal einfach so hochgerechnet. Gut, und bisher konnte also durchgesetzt werden, dass also jetzt zumindest ´ne geregelte Beratung stattfindet. Das wurde jetzt noch nachgeholt oder wird nachgeholt, was eigentlich in diesem 8-Punkte-Programm des Senats zur Wohnraumprivatisierung auch vorgeschrieben war. So, jetzt ist unser Gebiet natürlich für seit der Maueröffnung natürlich ein sehr interessantes Gebiet geworden. Wir befanden uns hier inner Randlage, was die soziale Stellung der Bewohner wie auch die städtebauliche Lage betrifft, und jetzt sind wir plötzlich Innenstadt und interessant für jegliche Investoren, äh, für Investoren jeglicher Art interessant geworden. So, die wenigsten Bewohner dieser Gegend sind natürlich aufgrund ihrer Einkommensverhältnisse in der Lage, ihre Häuser zu kaufen. Die Betroffenengemeinschaft Waldekiez schlägt jetzt dem Senat von Berlin folgendes vor: Dass die 23 Häuser plus 4 oder plus X werden mit dem 70% Anteil der Bund- und Landesmittel in eine landeseigene ´Stiftung Waldekiez´ eingebracht. Die Stiftung ist Eigentümerin der Liegenschaften und stellt die weitere Finanzierung sicher. Der Eigenkapitalanteil von 20 Prozent der Erwerbskosten wird dann nicht mehr erforderlich, also muss von den Bewohnern nicht aufgebracht werden. Die BEWOGE und die anderen Gesellschaften erhalten ihren 30-prozentigen Anteil zurück, und dafür wird Fremdkapital aufgenommen. ( ... ) Können wir die Fragen anschließend beantworten, ich würde es gern einmal durch und ... So, dazu wird also eine Betreibergenossenschaft gegründet, deren Mitglieder die BewohnerInnen sind. So, ´ne zuverlässige und kostengünstige Bewirtschaftung ist also so im Interesse der Bewohner und bringt natürlich mit sich, dass die Mieten zwar steigen werden, aber in einem sozialverträglichen Rahmen bleiben. So, notwendige Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen, denn hier ist ja auch noch Bedarf, weil die meisten Häuser nur ModInst-Stufe 1, bzw., die haben alle noch Ofenheizung, oder die meisten haben Ofenheizung, das wird aus Fremdkapital bestritten. Die Betreibergenossenschaft übernimmt die Bauherrenvertretung. Das bedeutet, dass die Kosten nach Baufortschritt auf die Mieten umgelegt werden. Also die Mieten werden sicherlich nicht in diesem geringen Maße bleiben, sie werden sicherlich auch steigen, aber in einem sozialverträglichen Maß. Das Stiftungskapital kann verzinst werden. So, ich fass´ jetzt noch mal zusammen: ´Modell Waldekiez´ bedeutet: Es wird kein privates Eigentum gebildet. Mieter bleiben Mieter, aber zu vernünftigen Bedingungen. Die BewohnerInnen müssen kein Eigenkapital aufbringen. Die Finanzierung des Projekts läuft über die Mieten. Die Mieten werden zwar steigen durch Modernisierung und Sanierung, aber langfristig sozialverträglich bleiben, da die Bewirtschaftung nicht profitorientiert ist und die Betreiber ´ne Kontrolle der Betriebskosten haben. Außerdem bringt es mit sich, dass Beteiligung, Mitverantwortung und Integration der Bewohner in einem Maße steigen, da jeder sich in diese Genossenschaft mit einbringen kann. Langfristige Ersparnis bedeutet es auch für das Land Berlin in bezug auf Mietzuschüsse an die Bewohner, die bei Verkauf der Häuser in private Taschen ( ... ) also bei einer Privatisierung an private Investoren in private Taschen fließen würden. So, bereits eingesetzte Mittel, öffentliche Mittel im Kiez, bleiben der öffentlichen Hand erhalten, und der Wert der Häuser wird zudem noch gesteigert. So, das wäre jetzt in Kürze unser Modell, und jetzt können dazu auch Fragen gestellt werden.

Mieter: ... Eine kleine Frage. Also, ich find dass gerade das Modell der Betreibergenossenschaft, wo ja im Grunde genommen die Mieter im Rahmen der Selbstverwaltung tätig werden, wenn ich das so richtig verstanden habe, und so ist das ja wohl auch gedacht, das find´ ich ein sehr schönes und dezentrales Modell, hab´ jetzt nur eine kleine Verständnisfrage.. hm, und zwar, ihr habt von den 30 Prozent für die BEWOGE gesprochen, d.h., die BEWOGE wird ausgezahlt und aus ihrer Verantwortung komplett entlassen. Die ham mit der Verwaltung auch nichts mehr am Hut, das ist richtig, ja? OK. Und diese 30 Prozent, wenn man die BEWOGE jetzt hier entlässt, absolute Summe, wie viel wäre denn das, und wie wird diese Rückfinanzierung der BEWOGE denn geregelt? Das würde mich interessieren, diese kleinen schmutzigen Details, entschuldigt bitte, dass ich diese politisch inkorrekte Frage gestellt habe.

Moderator 1: Wir haben, also erst mal sind wir etwas unkonventionell an die gesamte Sache herangegangen. Wir haben nämlich erst mal gekuckt, wie die Situation hier bei uns aussieht, und welcher Bedarf tatsächlich besteht. Das heißt, uns war recht schnell klar, man muss was Neues machen, man muss innovativ reagieren, man kann kein Modell von außen nehmen und es einfach überstülpen, wir müssen eben ein Modell finden oder entwerfen, was der Situation angepasst ist. Und diese berühmten 30 und 70 Prozent, die jetzt hier immer so in den Raum geworfen werden, det ist eigentlich´n Kind von Herrn Geffers. Und es gibt natürlich so eine ganz verrückte Formel in den Unterlagen, wo sich dieser Anteil der BEWOGE errechnen lässt. Aber dafür muss man die entsprechenden Faktoren, die dafür notwendig sind, auch in irgendeiner Form kennen. Das heißt, in wie weit ist da irgendwo was in Rechnung zu stellen bzw. investiert worden. Wir sind jetzt mit der Aussage 30 – 70 in unser Modell reingegangen, weil das die einzige aussage ist, mit der wir wirklich was anfangen konnten, abgesehen davon, das ja die Frage, was der Herr Schulz beim letzten Mal auch sagte, dass ja die Frage der Verkaufswerte ja unter Umständen in ein Fragezeichen geworfen werden müsste, weil diese ja auch älter als zwei Jahre sind. Das heißt, die Zahlen, mit denen wir rechnen konnten, die könn´ wir noch nicht veröffentlichen, weil sie noch nicht so zuverlässig sind, dass tatsächlich irgendwo was sinnvolles bei rauskommt. Nur wir haben bei dem, was wir jetzt verwendet haben, um bei dem mit rumzurechnen, erst mal gesehen, dass es auf alle Fälle sozialverträglicher ist als alle anderen Modelle, die wir bislang irgendwo dagegen- gehalten haben.

Das heißt, wenn jetzt die Häuser in Gemeinschaft von den Hausbewohnern erworben

werden, werden die Mieten höher werden, wenn es eine große Genossenschaft gibt, wird es auch auf alle Fälle in ´nem höheren Bereich sein. Vor allem ist der Eigenanteil, d.h. ja auch, dass jeder Mieter erst mal 20 Prozent selber auf den Tisch packt, bevor irgendetwas passiert, und da gibt´s halt eben recht wenig Leute hier im Kiez, die so was überhaupt können. Also, mehr kann ich leider nicht beantworten, aber wir wollen mal kucken, vielleicht kann Herr Geffers noch mehr dazu sagen.

Mieter: ... noch ´ne ganz kurze Frage dazu. Weil, diese 30 Prozent, hab´ ich ja gelesen, also Fremdkapital, d.h., die Betreibergenossenschaft wäre dann, das wäre ja durchaus üblich, ich kenn´ das aus dem Studentendorf Schlachtensee genauso, dass die auch über Fremdkapital die Finanzierung gemacht haben zum Eigenerwerb ihres Studentendorfs, und das man dann natürlich versucht, über Zinsen bzw. über die Mieten die Finanzierung der Zinsen dann zu machen. Also ich vermute, dass wird ja auch ´ne ähnliche Struktur sein, die Euch auch da vorschwebt, oder?

Moderator 2: Das ist genau richtig. Also, äh, diese 30 Prozent, äh, die an Liquidität der BEWOGE zugeführt werden müssen, werden durch Fremdkapital, d.h. durch Kredite gedeckt, und diese Kredite müssen selbstverständlich verzinst und getilgt werden. Das ist zu den moderaten Sätzen, die im Moment aktuell sind, von uns in unserer Modellrechnung auch berücksichtigt worden. Und auf der Basis der Zahlen, die uns vorliegen, es sind die gleichen Zahlen, die auch die Unternehmensberatung Bestgen von der BEWOGE erhalten hat, funktioniert dieses Modell. Aber, Herr Geffers, 30 –70, richtig oder falsch?

Herr Geffers: Das ist immer, bei den vielen Fragen gibt es mehrere Antworten. Natürlich ist 30 – 70 dann richtig, wenn man weiß, auf welche Größe sich das bezieht. Es bezieht sich auf den Ankaufpreis von vor 5, 10, 15 Jahren – ist heute nicht mehr relevant. Es ist nicht mehr relevant heute. Es sieht nur so aus, das ist die komplizierte Formel, die Sie haben. Im Prinzip, von dem heutigen Verkaufspreis oder Wert des Grundstückes, darf sich die BEWOGE das herausnehmen, was sie hereingetan hat. So, und der damalige Verkaufspreis, das wird Ihnen einleuchten, ist in der Regel nicht identisch mit dem heutigen. Der ist damals wesentlich geringer gewesen. Es gibt Grundstücke, ich weiß nicht, ob einige dazwischen sind, die ham´ vielleicht mal 80 Mark pro Quadratmeter gekostet, mal 200 Mark pro Quadratmeter, der Verkaufspreis wird heute liegen bei 300 Euro, 400 bis 500 Euro. Also 800 Mark. Die Differenz gehört nicht der BEWOGE, sondern dem Bund und dem Land Berlin. Deshalb sind die 30 Prozent, deshalb sind die 30 Prozent nur ´ne Größe, weil Sie wissen wollten, woher die kommt, der Anteil, den die BEWOGE mal eingebracht hat beim Erwerb. Jetzt kommt etwas, der unangenehme Tropfen. Ich find´ ihr Modell ja interessant, aber dann würden wir heute ja nicht hier sitzen. Dann würde nämlich die BEWOGE die Grundstücke behalten können, weil sie uns nämlich die damaligen, weiß ich, 70 Prozent plus der Wertsteigerung, die aufgelaufen ist, nicht zurückzahlen müsste. Das ist ihr Grund, die Grundstücke unter anderem zu verkaufen, bestimmt gibt´s mehr Gedanken, die kenn´ ich nicht, die muss ich auch nicht kennen. Das heißt, das Geld, das die BEWOGE damals zum Erwerb bekommen hat – wir bleiben mal bei dem einfachen Modell, das andere macht das ganze nur noch komplizierter – sind der BEWOGE nicht als Zuschuss gegeben worden. Die sind ihr nur gegeben worden, um zwischenzeitlich die Bewirtschaftung der Grundstücke günstig zu gestalten, das heißt, sie war nicht verpflichtet, volle hohe Mieterträge zu bekommen, sondern sie war eben in die Lage gesetzt, auch bei der Vorbereitung der Sanierung, oder in Erwartung der Sanierung, die Mieten niedrig zu halten. Hintergrund ist, wenn die Mieten teurer geworden wären, also auch gekauft, richtig durch Fremdkapital und Zinsen hätten finanziert werden müssen, hätte das Land Berlin die Differenz zwischen der erzielbaren Miete und den Kosten, die der BEWOGE entstehen, bezahlen müssen. Das heißt, wir bezahlen die Bewirtschaftung der Grundstücke, soweit sie nicht aus den Mieten erzielt wird. Das war der Hintergrund. 

Es ist nie vorgesehen gewesen, und es geht auch ganz simpel mit den Geldern nicht, diese zum endgültigen Erwerb einzusetzen. Wenn wir es machen, interessiert das den Bund nicht, der verlangt trotzdem, dass wir sie zurückzahlen. Deshalb ist Ihr Modell hochinteressant, aber ich seh´ im Augenblick keine Perspektive, der ihnen diese 70 Prozent, oder ob es mehr oder weniger sind, ist ja uninteressant, bleiben wir ruhig mal bei der vereinfachten Darstellung, ihnen diese Gelder zu lassen. Das sind keine, das sind sogenannte zins- und tilgungsfreie Gelder, die die BEWOGE bekommen hat, damit die Bewirtschaftungskosten für das Land Berlin niedrig bleiben. Mit Abschluss der Sanierung sind die zurückzuzahlen. Deswegen sitzen wir heute mit der BEWOGE hier, weil sie die zurückzahlen muss, egal, ob sie die Häuser behält oder verkauft. So, zurückzahlen heißt, dass sie selbst Kredite aufnimmt oder Eigenkapital nimmt, und ein Problem mit der Miete hat, wie jeder Bewerber. Das heißt, auch wenn die BEWOGE die Häuser behält, hat sie ein Problem: Wir verlangen das Geld simpel zurück. Das ist der Grund der heutigen Veranstaltung, der vierten.

Moderator 1: Also noch mal ganz kurz, das heißt, diese Angabe 30 – 70 wird auf alle Fälle eher in Richtung 70 richtig sein, das heißt, der Anteil wäre kleiner als 30 Prozent?

Herr Geffers: Der Anteil der BEWOGE ist eher kleiner als 30 Prozent.

Moderator 1: Und das andere, was Sie sagten, heißt, dass es eigentlich ´ne politische Entscheidung ist ...

Herr Geffers: ... s´ist nichts mehr zu entscheiden beim Bund. Die Gelder sind vertraglich zu den Konditionen dem Land Berlin gegeben worden. Da gibt es nichts mehr zu verhandeln. Das Land Berlin kann natürlich sagen, ich übernehme das alles, ich bezahle das alles, nur das versprech´ ich hier nicht. ( ... ) Nein, die 70 Prozent, die ganzen Gelder, die wir weiter- geben, hier in die Sanierung, also egal ob das dieses Haus war, ist ja auch alles bezahlt worden aus Mitteln des Bundes und des Landes. So, diese Gelder für solche Investitionen, die sind unrentierlich, die bleiben dort. Für den Erwerb von Grundstücken, für privatwirtschaftliche Zwecke, gibt der Bund kein Geld, und das Land Berlin bisher auch kein Geld. Das heißt, es fordert am Ende der Sanierung diese Gelder zurück. Die Sanierung ist beendet, deshalb haben wir der ´Sehr geehrten BEWOGE´ geschrieben: Entscheide Dich, die Gelder zurückzuzahlen; Du kannst natürlich auch verkaufen, dann kannst du die Gelder natürlich auch aus dem Verkaufserlös nehmen. Das ist die komplizierte Formel, die kann man auch einfach sagen: Verkaufserlös minus Eigengeld, und der Rest geht an das Land Berlin. Und der einzige Punkt, weshalb wie sich das Land Berlin herausretten kann, ist, dass es diese Einnahmen sofort wieder zur Sanierung in Berlin einsetzt. Dann brauch´ ich sie nicht zurückzuzahlen.

Moderator 1: Aber genau um solche Häuser geht´s doch.

Herr Geffers: Nein, nein, ich muss sagen, also, ich will das jetzt nicht sagen, weil die Sanierung beendet ist, das wäre der andere formale Punkt. Für den Erwerb von Grund- stücken für endgültig privatwirtschaftliche Nutzung gibt es kein Geld. ( ... ) Doch, ist ´ne Wohnnutzung, auch wenn die BEWOGE sie jetzt behielte, das ist ja unser Schreiben, auch wenn jetzt selbst das Bezirksamt ein Grundstück übernimmt, also das mit öffentlichen Mitteln gefördert würde (?), muss ich dem Bund diesen Wert ersetzen, anteilig. Es ist völlig uninteressant, wer der Eigentümer, also wenn´s ´en privater Eigentümer ist, dem privaten Eigentümer kann ich gar nicht den privaten Grunderwerb fördern. So, und selbst wenn das Land Berlin Grundstücke behält mit Bundesmitteln, müssen wir die zurückzahlen, egal ob wir´s verkaufen oder nicht. Das interessiert den gar nicht. Das heißt dann Wertausgleich. Da ermittelt Herr Schulz mit seinen Leuten den Wert, und wir führen ein Drittel an den Bund ab.

Mieter: Es geht ja vielleicht doch um ´ne gewisse Differenzierung. Wenn, Sie sagten, wir sprechen jetzt von ´ner privatwirtschaftlichen Nutzung. Ich hab´ vor kurzem mal ´ne Veranstaltung vom Donnerstagskreis besucht, da ging´s eben auch um Cerberus und die Veräußerung der GSW-Wohnungen. Und es stellt sich ja schon die Frage, ob hier zu differenzieren ist zwischen einer privatwirtschaftlich-kommerziellen Nutzung, oder ob es eine privatwirtschaftliche, gemeinnützige Nutzung ist, wo im Grunde genommen die Profitinteressen wirklich untergeordnet sind. Es wird da natürlich auch ´ne Möglichkeit der Rücklagenbildung für weitere Modernisierungsarbeiten geben müssen, ist ganz klar. Und soweit ich dieses Konzept verstanden hab, ist ja gerade, wenn man beabsichtigt, die 70 Prozent Bundes- und Landsmittel hier also auch fest einzubinden, dann würde das ja auch bedeuten, dass sicherlich auch in der Betreibergenossenschaft auch der Senat ´ne Vertretungsrecht hätte, dass er eben auch informiert ist. Und das wäre ja auch das Gute: Der Senat würde ja nichts verlieren, er würde ja im Grunde genommen von den Sanierungskosten entbunden sein. Er hätte ja wirklich die Möglichkeit, Immobilienbesitz langfristig zu binden. Und das wäre doch ein Modell, das wirklich Schule machen könnte, gerade vor dem Hintergrund des Sozialatlasses, gerade vor dem Hintergrund der zukünftigen Prognosen, was sich hier auf dem Arbeitsmarkt noch alles abspielen wird, was die zukünftige Verarmung betrifft, Hartz IV und so weiter und sofort, muss ich gar nicht thematisieren, da sollte man doch wirklich im Grunde genommen diesen hervorragenden Ansatz aufgreifen und den also auch in den eigenen Reihen stärker propagieren.   

Herr Geffers: Also, ich hätte auch, wie heißt das, kein Problem, Phantasie zu haben, aber ich bin nicht hier, um Ihnen Luftschlösser zu verkaufen, die ich nicht verkaufen kann. Ja, das wäre falsch. Was öffentliche Nutzung ist, kann ich Ihnen erklären. Schulen, Kindertagesstätten, Straßen. Über das wir hier reden, ist etwas anderes. 

Mieter: Aber es gab doch mal so was wie den sozialen Mietwohnungsbau ...

Herr Geffers: Ja, der würde auch genauso, das heißt, wenn ich Geld, wir haben auch Grund- erwerbsmittel den Gesellschaften gegeben, auch der BEWOGE für die Neubauten, für den sozialen Wohnungsbau. Diese Gelder hat die Gesellschaft durch Eigenkapital in der Förderung alle ersetzen müssen. Das ist, wir haben nie den Kauf von Grundstücken finanziert, praktisch nur die Bewirtschaftung der Grundstücke günstig gestaltet, und alles, was zwischendurch gelaufen ist, war nichts weiter als ein, wie sagt man, ein zinsloses Darlehen bis zum Abschluss der Sanierung oder der, äh, Sanierung der Grundstücke. So, in dem Zeitpunkt, wo die Grundstücke fertig waren beim Neubau, also abgerechnet wurden, war das Geld zu ersetzen. Das gleiche ist bei den Modernisierungsgrundstücken in dem Augen- blick, wenn sie abgerechnet werden ( für die ? ) Investitionsbank, muss die BEWOGE die Gelder, die wir hereingegeben haben, also für den Grunderwerb, ersetzen. Da bleibt nichts.

so, und deshalb freuen die sich alle, wenn sie wirtschaftliche Grundstücke hinterher haben, aber die Gesellschaften zahlen nach.

Mieter: Wie viele Stiftungen gibt es in Berlin, vielleicht wissen Sie das auch nicht, wie viel Stiftungen gibt es in Berlin, wo auch der Senat beteiligt ist? Also ich weiß, dass es sicherlich mehr als 50, 60 sind, gibt da ... einige. Vor dem Hintergrund, wenn wir Sie als Insider der Ministerialbürokratie hier sitzen haben, würde ich Sie bitten, uns ein paar informelle Tipps, wir könn´ das Band ja ausschalten, nicht dass man Ihnen daraus noch irgendwie´n Strick dreht, welche Tipps würden Sie uns geben, um diesen hervorragenden Stiftungsgedanken oder dieses Stiftungskonzept also auch durchzusetzen. Also nicht, keine Tipps geben, wie wir stiften gehen können, sondern wie diese Stiftung auch mit Leben erfüllt werden kann. Welche verfahrenstechnischen Wege müssten wir da eigentlich jetzt einschlagen?

Herr Geffers: Also, wenn das so einfach wäre, dann würde das Büro Bestgen das allen schon erzählt haben. Also, ich muss sagen, wir haben, wir haben, nein, ganz einfach. Also, im Prinzip, ob man ´ne Stiftung gründet, macht das Land Berlin oder, weiß ich, derjenige, der dort anteilig beteiligt sein will. Also, ich hab´ ´n sehr kompliziertes Grundstück diskutiert, das war, wie heißt es, die Rosenthaler Straße 39, wo wir festgestellt haben, wir können es simpel aus den Geldern, die wir haben, nicht machen. Interessiert es die Herrschaften hier alle nicht, aber das ist mal ziemlich hochgekommen vor kurzer Zeit. So, und in dem Zusammenhang war die Diskussion, könn´ wir unser Geld in die Stiftung einbringen, war´n viele Senatoren dafür, es klappte auch dann nicht. Die Gelder, die wir haben, gehen nicht, es müssen andere Gelder sein. 

Mieter: Vielleicht kann uns da helfen, dass wir uns bei ´nem Wettbewerb beteiligen, den das Bundesministerium für Bauwesen- und Raumordnung ausgeschrieben hat. Da geht es um Pilotprojekte und um Akquise von neuen Genossenschaftsmodellen und Erschließung neuer Genossenschaftsgruppen. Und die haben unser Konzept erst mal sehr interessiert entgegengenommen. 

Herr Geffers: Ich finde solche Ideen ja auch immer gut. Beim Bund haben wir im Moment das Problem, der, wie heißt das, unterstützt die Diskussion, überlässt dann die Investition den Ländern und Gemeinden.

Mieter: Aber, Herr Geffers, es geht ja nicht da drum, dass wir jetzt praktisch ...

Herr Geffers: Also, verstehen Sie, natürlich kann das Land Berlin entscheiden, auch den Erwerb von Eigentum zu fördern. Das hat es ja auch bis vor kurzem gemacht, da hat es ja auch, ( ... ), Genossenschaftsmittel oder für die Genossenschaftsgründung Geld bereit gestellt, sowohl Genossenschaftsanteile als auch für die Ankaufsfinanzierung Zins- und Tilgungshilfen. Das ist ein Gedanke, den kann das Abgeordnetenhaus für sich machen, kann das entscheiden und sagen. Das hilft aber, das führt aber nicht dazu, das Geld, über das wir jetzt reden, dann praktisch dort zur Verfügung steht, sondern muss das Land sagen, ich mach´ das. Dieses Modell, das dort gelaufen ist, hat deshalb schwer oder nur ausnahmsweise funktioniert, weil die Genossenschaften, die interessiert waren, das Geld sozusagen bei einer Bank aufnehmen mussten. Die Bank, egal ob sie Investitionsbank des Landes Berlins oder ein andere hieß, die hat sich die Genossen angekuckt, die neu und frisch dort angekommen war´n, und hat festgestellt, die Leute hab´n eigentlich kein Geld, und hat dem Land Berlin nur mitgeteilt, sie übernimmt das Risiko nicht. Und deswegen ist das Programm, das eigentlich politisch getragen war, eingeschlafen. Weil es einfach am Markt gescheitert ist. Deswegen, unsere Idee war mal, was Sie denken, ist ja im Gedanken richtig, nur, da muss der Landesgesetzgeber sagen, ich mach´ das.

Mieter: Da vielleicht ´n anderes kleines Beispiel, das Studentendorf Schlachtensee, da hab´n ja die Studierenden dort wirklich sechs Jahre erfolgreich Widerstand, konstruktiv Widerstand geleistet, und die haben, obwohl Studenten ja bekanntlich überhaupt kein Geld haben, erstens ´ne Genossenschaft gegründet, und zweitens, und das ist das interessante, auch eine Bank gefunden, zwei Banken gefunden, davon eine in Bayern, die ihnen tatsächlich den Kredit, den notwendigen Kredit in Höhe von 23 Millionen DM auch gewährt haben. Also, da gibt es eben, auch was jetzt die Akquisition von Fremdkapital betrifft, durchaus Perspektiven, durchaus Möglichkeiten, auch bei Leuten, die im Grunde genommen jetzt nicht solvent sind, die keine hohen Rücklagen haben und so weiter und sofort. Also, da sollten wir nicht den Kopf in den Sand stecken, sondern da sollten wir schon auch uns bemühen, da eben auch entsprechende Finanzierungskonzepte vorzulegen. Die andere Frage, die ich noch an Sie habe, wenn, dass die Möglichkeit besteht, dass hier auch sound- soviel tausend Mietparteien, was weiß ich, preiswert oder relativ preiswerten Wohnraum be-

kommen, sollten wir da nicht eigentlich auch´n  bisschen mehr an die soziale Verantwortung auch 

gegenüber dem Senat appellieren, gerade gegenüber einem rot-rotem Senat. Und sollten wir in dem Kontext vielleicht auch erinnern, ich bin ´84 nach Berlin gekommen, ich hab´ die Hausbesetzerszene hier durchaus live miterlebt, sollten, sollten wir vielleicht auch daran erinnern, dass da gerade die Interessengemeinschaft Waldekiez versucht hat, sehr konstruktiv zusammenzuarbeiten, wirklich sachorientierte Lösungen anzubieten und zu erarbeiten, alles wie gesagt in ehrenamtlicher Zeit, sehr zeitaufwendig. All das passiert, und das sie keine radikalen Lösungen hier propagiert haben, Sie erinnern sich vielleicht selbst noch, wie damals die Hausbesetzerszene hier in Kreuzberg vonstatten gegangen ist, und das ist, wie gesagt, also davon sind wir ja Lichtjahre entfernt. Aber wenn ich mir vorstelle, dass, ja, wenn ich mir vorstelle ( ... ), und da denk´ ich mir eben auch, der Senat, gerade auch´n rot-roter, sollte auch´n großes Interesse haben, sich zu erinnern, was damals lief, dass es auch wirklich konstruktive Dialoge gab, hier Angebote, und es hat ja auch keinen Sinn, wenn von Senatsseite nur alles abgelehnt wird, sondern es gilt dann auch wirklich auch ganz konkrete Alternativen im Grunde genommen auch von Senatsseite anzubieten. Also, ich kann mir nicht vorstellen, dass dieser Waldekiez noch zwei, drei weitere Jahre dabei ist, sich das Hirn zu zermartern, wie könnten wir es denn hinkriegen, sondern dann denk´ ich mir, würde es auch alternative Angebote, und zwar nicht im Rahmen dieses popligen 8-Punkte-Programms, verzeihen Sie mir jetzt dieses ´poplige´ , aber nicht nur im Rahmen dieses 8-Punkte-Programms vorzulegen, sondern auch eben auch konstruktiv die langfristigen Mieterinteressen, eben als Mieter hier zu bleiben, die langfristigen Interessen, und da spreche ich jetzt eben nicht von Kündigungsfristen in Höhe von soundso, sondern ich spreche wirklich von langfristigen Interessen, dass das hier auch wirklich weiterhin ´n Mieterbezirk bleiben wird, darum geht es letztendlich, und da sollte eigentlich der Senat, sollte hier auch konstruktiv zusammenarbeiten, und wenn er sagt, so geht es nicht, dann Nuancierungen oder konstruktive Vorschläge anbieten. 

Moderator 1: Herr Geffers, ich würde gern noch mal nachhaken. Sie sagten vorhin, aus Ihrer Sicht und mit Ihrem Verständnis sehen sie Probleme, so was überhaupt umzusetzen. Eine andere Frage wäre ja, würden Sie es denn gutheißen, könnten Sie damit umgehen, und wenn es die Möglichkeit gibt, es umzusetzen, würden Sie´s unterstützen?

Herr Geffers: Also, das sind in der Regel wenig hilfreiche Fragen, das kenne ich aus zitierten Runden, wie ist Deine persönliche Meinung. Die hilft im Prinzip nachher auch nicht weiter, sag´ ich Ihnen ganz offen. Ich hab´ das im Prinzip vorhin angedeutet. Wenn man so etwas machen will, dann muss man mit Zuschüssen herangehen. Die Schwierigkeit bei dem Ganzen, wie wir immer wieder festgestellt haben, das würde jetzt hier nicht passieren, aber bei den meisten Projekten ist, dass in Höhe der Zuschüsse die Verkehrswerte wandern. ( ... ) Nein, das passiert hier nicht, weil die Verkehrswerte gebunden sind. Und das ist eigentlich eine gewisse Scheu, die man auf dem Markt feststellen konnte. Die Bodenwerte in Berlin sind ja auch gefallen, als plötzlich keine öffentliche Förderung mehr da war. Und das sind Schwierigkeiten, ja, solche Programme, die den Bodenwert finanzieren, ja, oder die Realisierung des Bodenwertes finanzieren, diese politisch zu tragen. Deswegen finden Sie in den politischen Kreisen nicht nur begeisterte Leute. Also, wenn der Senat sagt, ich will ´ne Stiftung machen, ich übernehme ´ne Verantwortung, ja, dann ist das letztendlich was anderes, muss er überlegen. Hier wandern ja auch Grundstücke von ´ner städtischen Gesellschaft, die keinen Einfluss auf den Verkehrswert hat. Aber sobald es dann auf den Markt ginge bei solchen Sachen, dann sind das reine Mitnahmeeffekte, die letztendlich nur dazu führen, dass höhere Bodenwerte erzielt werden. Deswegen sind solche Programme schwer. 

Mieter: Ja gut, aber es geht doch gerade darum, diese Häuser vom Markt weg zubekommen. Das ist doch die Idee. Und die andere Idee ist eben die, unter den hier herrschenden Bedingungen, das heißt also soziale Bedingungen, Bevölkerungsstruktur usw., auch ein Stück, sag´ ich mal, gemeinverantwortliche Wohnungspolitik fortzusetzen.

Es wurden die Sanierungsgebiete ins Leben gerufen, es gibt jetzt diese, Schutzgebiete, also hier, Modell Milieuschutzgebiete, genau, und wenn man jetzt zum Beispiel diese TOPOS-Studie nimmt, die letzte von 2002, die ja eben den Stand und die Berechtigung des Milieuschutzes untersucht hat, dann gibt´s darin zum Beispiel ein Fazit, wo drinsteht: Ein wesentlicher Erfolg der sozialverträglichen Sanierung war eben, dass die Leute in dieser Mischung, wie sie hier leben, das heißt auch die, die sozial schlechter gestellt sind, hier bleiben können und nicht verdrängt wurden. Und was wir jetzt erleben, geht genau in die andere Richtung, das heißt, es werden, sag´ ich mal, diese Absichten, die gibt es zwar noch, aber in der Tat werden die öffentlichen Wohnungsbestände immer stärker verkauft. Mit der GSW wurden hier 30 Prozent des sozialen Wohnungsbestandes in Kreuzberg verkauft. Da sind noch 10 Jahre Bindung drauf, und dann hat sich die Sache erledigt, dann gehen die auf den Markt, oder die Mieten gehen hoch. Das ist ein riesen Brocken, ja, und STATTBAU-Häuser werden verkauft, BEWOGE- Häuser werden verkauft, und ...

Wo will man eigentlich hin? Es ist natürlich auch ´ne politische Frage, ganz klar. Unser Hobby ist ja nicht hier irgendwo Genossenschaftsspielchen zu betreiben, oder irgendwas, sondern wir hab´n ja ganz klar festgestellt, die Folgen dieser Privatisierung. Und wir können uns ausrechnen, wie das weitergeht, und die Idee war eben, dass hier die Leute wohnen bleiben sollen, die hier auch wohnen, und zu bezahlbaren Mieten. So, und das ist die eine Sache, und dass das natürlich einen Preis hat, ist klar, ja. Aber da ist der Senat eben ein Stück weit auch in der Verantwortung. Und es geht nicht so, äh, die Idee ist nicht, das wir irgendetwas geschenkt bekommen, oder die Leute, die in diesen Häusern wohnen, sondern es geht quasi um ´ne Art Stundung auch. Es geht auch um ´nen Werterhalt für das Land Berlin. Gut, man hat jetzt diese ganze Privatisierungspolitik, die sehr umstritten ist, also man kann sich fragen, was passiert eigentlich, wenn alles privatisiert ist was bleibt übrig. Und da wär´s doch an der Zeit, mal zu überlegen, ob man da nicht was anderes machen kann. Und noch eins: In diesen Rechnungen, gut, die Zahlen sind wirklich nicht so doll, aber wir hab´n keine anderen, da gibt´s auch noch Spielraum drin, das heißt, der Senat würde da nicht nur reinbuttern, sondern er kriegt ´ne Wertsteigerung, ja, durch die Modernisierung, die sozialverträglich gestaltet wird, ja, und wo die Leute mitbestimmen, das heißt, da kommt keiner und sagt, hier, ab morgen wird modernisiert, danach müsst ihr ´ne höhere Miete zahlen, aus die Maus, sondern es geht darum, die Sache wirklich sozialverträglich zu gestalten, es werden keine Profite erzielt usw., und was dazu kommt, man kann auch, sag´ ich mal, das Kapital ver- zinsen, bis zu ´nem gewissen Prozentsatz. Das ham wir mal so´n bisschen durchgespielt. Und wenn diese Fremdkredite abgezahlt sind, also Ansatz 30 Prozent in diesem Fall, als Hausnummer, dann könnte man längerfristig daran denken, dass man sagt, ok, das Land wird in irgendeiner Form ausgezahlt, und es wird ´ne andere gemeinnützige Gesellschaft daraus gemacht. Aber die Grundidee ist eben, sag´ ich mal, langfristig sicheres bezahlbares wohnen, ohne dass das Land praktisch letzten Endes da irgendwas zu verschenken hat oder so, ja. Und das muss man sich auch überlegen, in wieweit man da politisch bereit ist, sich auch ein Stück weit zu bewegen, oder ob man wirklich warten will, bis hier alles den Bach runter geht.

Mieter: Dann bin ich jetzt mal dran. Ich kann seinen Beitrag nur durchaus unterstützen, aber wollte nur noch mal dran erinnern, dass die Frage von vorhin, vor seinem Beitrag, gar nicht beantwortet ist. Würden Sie denn unterstützen ein Projekt? Das war alles. Noch mal drüber nachdenken.

Herr Geffers: Also, ich habe die Frage beantwortet. Sie haben die Antwort nicht angenommen. Ich hab´ ganz klar gesagt, dass persönliche Äußerungen von mir Ihnen hier nicht weiterhelfen.

Publikum: Antwort ist ja oder nein.

Herr Geffers: Entschuldigen Sie, ich bin aus der platten Diskussion einfach heraus. Ich muss sagen, ich habe, wir haben durchaus viele Privatisierungsprojekte, auch hier mit der Luisenstädtischen Genossenschaft, mit vielen Wegen unterstützt. Es ist unser, wir haben es auch in Tiergarten am Unionsplatz. Ich habe einfach hier gesagt, wir nehmen diesen einfachen Weg, zu sagen, wir nehmen diese 70 Prozent, ist ja egal, ob das 70 oder 80 sind, es geht ja um den Grundsatz, wir nehmen diese 70 Prozent und tun die in die Schublade, ist etwas, was für das Land Berlin sehr teuer kommt, nämlich, dass es mindestens ein Drittel tatsächlich bezahlen muss an den Bund. Also, es ist kein Geschenk, auch kein Selbstgeschenk, ja, auch kein Selbstgeschenk. Und wenn sie anders mathematisch rechnen, müssten sie auch sagen, wenn das Land Berlin Geld drin stehen lässt, dann ist das  Kapital, bei dem es auf ´ne Verzinsung verzichtet. Das kann die politische ( UNVER -STÄNDLICH ) wieso, da müssen Sie einfach mal sehen, wie ein Land rechnen muss. Das ist Geld, das normalerweise für Investitionen eingesetzt wird, für Schulen und Kitas setzen wir das ein. Wenn dieses Geld, Entschuldigung, das machen wir, wir setzen dieses Geld ein zur Erneuerung von Schulen und Kitas, jetzt nicht mehr hier, aber bereits in Friedrichshain. 

( EINWURF AUS DEM PUBLIKUM ) Nein, lassen Sie, Sie können natürlich alles mit allem vermischen, das ist hervorragend, nur, ich kann Ihnen nur den Regelkreis zeigen. Wenn ich dieses Geld nicht habe, aus den Einnahmen, dann muss das Land Berlin sie aufnehmen auf dem Kapitalmarkt, das kostet Geld. Die Politiker können alles andere entscheiden, ja, insoweit, wenn Sie meine Meinung haben wollen, natürlich bin ich für solche Modelle, aber ich würde etwas mehr rechnen. Also, so vereinfacht zu sagen, ich nehme mal 70 Prozent entgegen und denke nur über den Rest nach, das ist zu einfach. Das heißt, Sie haben ja auch hier ein Büro Bestgen, das anfängt zu rechnen. So, im Prinzip ist doch immer die Schwelle, was ist aus der Miete erzielbar, was ist erzielbar, wenn die Miete etwas teurer wird. Ja, das ist ja auch die Frage, welches ist der Ertrag, auch die Luisenstädtische Genossenschaft hat natürlich nur ihr Modell aufbauen können dadurch, dass sie etwas mehr Miete nimmt, als es bisher üblich war, von den Genossen, weil sich´s sonst nicht rechnet. Und solange solche Modelle nicht gerechnet sind, wird auch kein Senat, und auch kein Abgeordnetenhaus politisch etwas beschließen, die werden immer sagen, rechnet mal, wenn es politisch kommen soll, was ist notwendig, dass solche Modelle funktionieren. Dann kann man drüber reden, aber nicht in der Form, dass man von vornherein sagt, ich übernehme erst mal das Geld, das drin ist, und dann bin ich die Sorgen los, sondern im Grunde genommen würde das heißen, rechnen Sie erst mal durch, welches ist die Differenz, die notwendig sei. So, ohne eine Überlegung, wie sich das ganze wirtschaftlich gestaltet, und was als Miete sinnvoll und erzielbar ist, wird das ganze nicht laufen.

Moderator 1: Da ist noch ´ne Wortmeldung. Ich geb´ gleich weiter, ich möchte nur noch mal kurz an was erinnern, und zwar an die Einleitung, die ich vorhin kurz gemacht hab´. Gott sei Dank haben wir vorher doch gerechnet, aber wir können natürlich nur mit dem rechnen, was wir haben. Und diese 70 oder 80 Prozent, wie viel es auch immer wären, es gibt ja auch ´nen ganz anderen Aspekt dabei. Durch die mögliche Vertreibung in Anführungszeichen, also dieses große rote Tuch, das so langsam über Kreuzberg liegt, werden dann ja die Leute, die aus Kreuzberg flüchten müssen, die müssen dann ja auch in irgendeiner Form versorgt werden, und die ham´s ja dann woanders nicht leichte. Und wenn ich jetzt mal die böse Rechnung mach´ und das gegen rechne, was das dann nachher kosten würde, um die dann wieder irgendwo unterzubringen, und vor allen Dingen die entsprechenden Voraussetzun- gen, die dann dafür erfüllt werden müssen, und, und, und, ich denk mal, dann haben wir auch der Sache genüge getan, indem wir so ein Projekt anbieten. Und wenn ich Ihre Aus- sagen jetzt mal so als Kernaussage zusammenfasse, sagen Sie, Berlin würde so was unter Umständen sogar gerne machen wollen, auch da sieht wohl Berlin Vorteile drin, aber der Bund, der ist wohl derjenige, der den Sack zuschnürt, der Berlin ja bereits vorgegeben hat, dass er das Geld, das er ja noch gar nicht hat, nämlich das Geld, das erzielt wird aus den Verkäufen, bereits schon irgendwo einkalkuliert.

Das heißt, für Berlin sind die Häuser bereits schon verkauft, denn das Geld ist bereits schon irgendwo kalkuliert, und das, weil der Bund gesagt hat, ihr müsst das so machen. Hab´ ich das als Zusammenfassung richtig mitbekommen?

Herr Geffers: Das ist, tut mir leid, nicht ganz richtig. Es ist für den Bund völlig egal, ob die Häuser verkauft werden oder nicht verkauft werden. Der will sein Geld wiederhaben oder für die Sanierung eingesetzt haben. Das heißt, auch wenn die BEWOGE es behält, und würde uns das Geld nicht geben, dann würde ... Nein, das ist ein Zahlungsvorgang, interessiert den Bund nicht, der will eine zweckorientierte Verwendung der Mittel ...

Moderator 1: Ja, zur Sanierung, und genau das machen wir doch mit unserem Projekt.

Herr Geffers: Nein, Ihr Projekt ist kein förderfähiges Projekt. Der Erwerb von Grundstücken zu Wohnzwecken ist nicht förderfähig. Genauso gibt es auch im Land Berlin ein solches Programm nicht, aber vom Bund her ist es simpel nicht förderfähig. Ich brauch´ jetzt gar nicht zu sagen, das Sanierungsgebiet ist aufgehoben, das würde jetzt nur Ärger schaffen, auch wenn das Sanierungsgebiet noch existierte, auch die Luisenstädtische Genossenschaft hat die Häuser gekauft. (... ) Die Sanierungsauflage macht das Kaufen ja nicht billiger. ( ... ) Für die Baumaßnahmen, ja. ( ... )

Mieter: Ich hab´ die ganze Zeit, mir rutscht immer wieder weg, um welches Geld es 

eigentlich geht. Und zwar, jetzt haben Sie wieder gesagt, das Land fordert im Moment von der BEWOGE die Rückzahlung der für die Sanierung eingesetzten Mittel ...

Herr Geffers: Für den Grunderwerb, für den zwischenzeitlichen Grunderwerb eingesetzten Mittel. 

Mieter: Für den zwischenzeitlichen Grunderwerb?

Herr Geffers: Ja, bis zur endgültigen Sanierung der Häuser.

Mieter: Und das war doch aber sehr viel weniger Geld als das, diese vielen Millionen, die nach heutigem Verkehrswert diese Häuser wert sind. Richtig?

Herr Geffers: Ja, ist richtig.

Mieter: OK. Das heißt, es geht gerade eigentlich gar nicht um den über den Verkehrswert erzielbaren Gesamtgewinn aus den Häusern. Das möchte das Land grad gar nicht unbedingt haben. Sondern das Land möchte diese eingesetzten Mittel zurückbezahlt haben.

Herr Geffers: Wenn das der Wert, wir hatten ja vorhin mal vereinfacht gesagt: Die BEWOGE verkauft das Grundstück, so, und auch die Übertragung an ein Stiftung wäre ein Verkauf, ist ja kein hin- und herschieben. Ist rechtlich ein Verkauf. Das führt dazu, dass die BEWOGE sich ihren Anteil herausnimmt und den Rest teilen sich der Bund und das Land Berlin.

Publikum: Und um dieses Geld geht´s gerade auch ...

Herr Geffers: Richtig, um dieses Geld geht´s.

Publikum: Es geht nicht nur um die Gelder, die die BEWOGE zurückzuzahlen hat.

( ... )

Herr Geffers: Entschuldigen Sie, man kann sich hervorragend missverstehen. Wenn die BEWOGE es verkauft, dann nimmt sie sich ihren Anteil heraus, und den Rest gibt sie an das

Land Berlin, und das Land Berlin hat ein Drittel von dieser Summe dem Bund abzuführen oder es setzt das Geld wieder für die Sanierung ein. Jetzt verstanden? ( ... ) Richtig, ganz konkret: Wir sanieren die Toiletten von Kitas und Schulen und alles mögliche. Das machen wir damit.

Moderator 1: Das heißt doch auf der anderen Seite, wenn vorher der Quadratmeter mal bei 10 Mark lag und die BEWOGE 3 Mark investiert hat, und 7 Mark, und wir sind heute bei 100 Mark, sprechen wir doch nur über 10 Prozent der gesamten Summe.

Herr Geffers: Ich kann´s immer nur wiederholen, man kann auch Bilder malen, haben wir auch immer gemacht, ist ganz einfach: Wenn das Grundstück mal 100.000 Euro gekostet hat, hat heut´ nen Wert von 500, dann nimmt sich die BEWOGE 30.000 raus, weil sie damals an den 100.000 mit 30 beteiligt war, und der Rest, nämlich 470.000 Euro, gehören dem Bund und dem Land Berlin. Einfach? ( ... ) Es geht immer um den aktuellen Verkehrswert. So, bei der, bei der Vergangenheit ...

Moderator 1: Ja, aber interessanter wär´ ja, was davon dem Bund und was dem Land ...

Herr Geffers: Ja, immer, ein Drittel gehört immer dem Bund, von jeder Größe.

Moderator 1: Ein Drittel davon immer dem Bund ...

Herr Geffers: Ja, ein Drittel. Der wandert. Genau wie der Ertrag wandert, wandert auch das Drittel. Es gibt keine feste Größe. Und die zwei Drittel, da kann das Land Berlin darüber entscheiden, was es will. ( ... ) Nein, wenn das Land Berlin dieses eine Drittel nicht einsetzt für Sanierungszwecke, so, und das Problem ist, es kann dieses Drittel immer nur einsetzen, wenn die Landesmittel dran kleben, weil der Bund nicht alleine Geld gibt. Der Bund gibt sein Geld nur, wenn das Land sein Geld in der doppelten Höhe dazugibt. Ich kann also die Bundesmittel nicht verwenden ohne Landesmittel. Es tut mir leid, dass das Ding kompliziert ist, aber im Prinzip ist der Effekt ganz einfach: Wenn das Land Berlin sich auf Ihr Geschäft einlässt, darf es ein Drittel des Geldes an den Bund zurückführen. Dann hat es weitere zwei Drittel, über die es entscheiden kann, was es will. So, das ist dann Politik. Das heißt, es muss, sagen wir mal ganz offen, wenn es eine solche Stiftung finanziert und Ihr Modell nimmt, muss es ein Drittel des Verkehrswertes, können wir ja vereinfacht sagen, viel ist von der BEWOGE nicht drin, an den Bund abführen. Das ist der erste Spaß. Da werden Sie helle Begeisterung im Lande Berlin auslösen. Und die anderen zwei Drittel müsste es dann sozusagen dort hineinstecken und sich überlegen, was wichtiger ist, die Genossenschaft zu fördern, was ( Ihr habt ), das ist dann ´ne politische Entscheidung, oder die notwendigen Schulen und Kitas zu machen. Das ist dann die politische Entscheidung.

Publikum: Also ich hör´ hier immer ´ne ganze Menge muss muss muss ... Wir wissen alle, in der Politik gibt´s aber nur ´möchte´ und kein ´muss´. Zwei Fragen: Die erste Frage ist, woher kommt der Zwang, die Grundstücke zum Verkehrswert zu verkaufen? Wenn ich das richtig mitbekomme, hat das Land Berlin, wir bleiben bei dem einfachen Modell, 100.000 irgendwo investiert, plus die 30.000 von der BEWOGE. Warum können wir diese über 20 Jahre Sanierungsgebiet nicht einfach marktüblich verzinsen, statt 400.000 Euro dann zum aktuellen Verkehrswert draufzuschlagen. Selbst bei ´ner marktüblichen Verzinsung dürften wir da viel billiger kommen als die aktuellen Verkehrswerte sind, also woher kommt der Zwang, zum Verkehrswert zu verkaufen?

Herr Geffers: Aus´m Gesetz. Im Baugesetzbuch steht ganz klar drin, auch der mutige Rechnungshof, der uns ermutigen wollte, es billiger zu machen, hat´n Rückzieher gemacht.

Publikum: Die zweite Frage ist, was passiert, oder welchen Spielraum gewinnt das Land Berlin, wenn der Bund auf die Rückführung der Zuschüsse verzichtet?

Herr Geffers: Der verzichtet nicht. Der schickt den Bundesrechnungshof, ( ... ) auch Situationen gehabt, kürzt einfach unsere Bundesfinanzhilfen, die wir sonst bekämen. Mitteilung an das Land Berlin: Ihre Forderung ham´se nicht beglichen, wir kürzen Ihren Anspruch. 

Publikum: Die Rückführung der Zuschüsse steht auch in irgend nem Gesetz, oder steht das in´ner Verordnung? 

Herr Geffers: Ja, in der Abrechnung, in der Abrechnung, die wir mit dem Bund machen müssen. Ich beantworte laufend freundliche Schreiben des Bundesrechnungshofes. Auch mein Tagesgeschäft. (...) Nein, das macht er nicht jederzeit willkürlich, der schreibt genau wie der Landesrechnungsshof, das Land Berlin möchte doch endlich die 260 Millionen, die es in den letzten 20 Jahre bekommen hat, abrechnen, ansonsten solle doch die Bundesregierung, vertreten durch den BM Bau, uns keine Städtebauförderungsmittel mehr zuführen.

Publikum: So, dann die nächste Frage, das ist garantiert nicht im Gesetz vorgeschrieben, die Durchführung der Rückführung der Zuschüsse wird wahrscheinlich in irgendner Verordnung geregelt sein. Wer zwingt uns dazu, die Zuschüsse über einen Ruck zurückzuführen? Wer zwingt uns dazu, warum kann man das nicht langsamer machen ...

Herr Geffers: Ja, das kann man auch langsamer machen, dann muss man zusätzlich Zinsen an den Bund zahlen.

Publikum: Das ganze strecken, auf 20 Jahre,  was weiß ich ...

Herr Geffers: Das können Sie allein mit dem Land Berlin verhandeln, der Bund ist ganz nüchtern. Da ham´ auch schon einige Länder geklagt, erfolglos geklagt, der hat dann nicht nur den Betrag, sondern auch die Verzinsung abgezogen. 

Publikum: Wenn ich das jetzt richtig verstanden hab´, heißt das, es muss jetzt Geld 

aufgenommen werden, das an die BEWOGE bezahlt werden muss, und einen Teil für den Bund, weil, da kommt man ja nun nicht raus ...

Herr Geffers: Das wäre der realistische Weg.

Publikum: Und der Rest könnte dann vom Land in dieses Stiftungskapital übergeschrieben werden, als Verkauf oder wie auch immer ...

Herr Geffers: Nein, da ist nichts überzuschreiben, versteh´ ich nicht. Die Grundstücke wer- den verkauft. Und in dem Augenblick sind die Erlöse zu teilen in den Teil, den die BEWOGE behält. Der andere Teil ist der, über den wir hier eben leidenschaftlich diskutiert haben, der gehört dem Bund und dem Land im Verhältnis ein Drittel zu zwei Drittel. 

Publikum: Gut, aber wir wollen ja weiter von dieser Stiftungsidee ausgehen ...

Herr Geffers: Ja, die wird nicht anders behandelt.

Publikum: Aber wie viel Kapital müsste sozusagen aufgenommen werden, damit es überhaupt eine Chance gäbe, diese Stiftung zu gründen? Das ist doch nun der Anteil für die BEWOGE, und das ist doch der Anteil, den der Bund zurückhaben will, oder noch mehr?

Herr Geffers: Die beiden haben mit der Stiftung nichts zu tun. ( ... ) Also, ich kann Ihnen die Summe nicht beantworten, dazu liegen ja keine Zahlen vor, dazu müsste man ja wissen, welche Werte sollen erworben werden ...

Publikum: Sie müssen doch wissen, wie viel, die Firma hat ja gerade hier auch vorgestellt, dass hier Wirtschaftlichkeitsberechnungen durchgeführt worden sind, den Käufern müssen auch Angebote gemacht werden, Sie woll´n uns doch hier jetzt nicht erzähl´n ( ... ) Entschuldigung, Sie woll´n uns hier doch nicht allen Ernstes erzähl´n, dass die 30 Prozent, die an den Bund zurückgeführt werden müssen, um welche absoluten Beträge das sich hier handelt. Das wird doch wohl im Haushalt schon fest verankert sein.  

Herr Geffers: Das ist im Haushalt deshalb nicht verankert, weil wir davon ausgehen, dass wir das Geld behalten und wieder einsetzen dürfen. Das sind sozusagen revolvierende Mittel, zweckgebundene Mittel ...

Publikum: ... und um welche Mittel geht es da?

Herr Geffers: Da wir jetzt hier, ich schätze da, ich hab´ jetzt nicht die Liste da, Sie könnten das ja aufaddieren,. ich schätze, dass der Wert der Grundstücke  bei 10 bis 14 Millionen liegt, da wird die BEWOGE, sagen wir mal, ( ... ) Na, wie auch immer. Es geht darum, ob das Land Berlin bereit ist, dem Bund 3 Millionen zu schenken.

Publikum: ( ... )

Herr Geffers: Ja, das haben wir hier schon besprochen, dass der sehr geehrte Herr Schulz der Prophet ist, oder seine Mitarbeiter. Aber wenn es billiger ist, wir sind nicht diejenigen, die interessiert sind, die Verkehrswerte hoch zu halten. Sondern, jetzt ganz einfach, dann reduziert sich ganz automatisch der Anteil des Bundes. Wir sind nicht wild, hohe Werte zu erzielen, nur damit wir etwas Geld hier hereinholen, sondern im Prinzip geht´s darum, wenn der Bezirk feststellt, das ist der Wert unter Berücksichtigung des Zustandes des Gebäudes, dann wird dieser Wert zu Grunde gelegt. Da haben wir dann leider keine Spielräume, wir operieren dann mit den Zahlen, das heißt, wir geben Herrn Bestgen die Zahlen, der wird versuchen, aufgrund dieser Werte zu rechnen, wie man die finanzieren kann, und wesentlicher Teil der Finanzierung ist dann der Beitrag der Miete, die man erzielen kann. So, und der andere Punkt ist ja, das hat Herr Schmitz ja auch vorhin schon gesagt, dass man natürlich bei manchen Grundstücken sie nur bewirtschaften kann, wenn man auch Geld noch in den Erhalt noch reinsteckt. Manche haben, also wenn sie den Schwamm haben, und Sie das Haus billiger bekommen, dann müssen Sie den Schwamm hinterher billiger finanzieren.

( ... )

Publikum: Gut, aber grundsätzlich ist es natürlich auch´ne politische Frage, Herr Geffers, und Sie sagen, warum rechnen Sie nicht. Also, es macht ja keinen Sinn, wir ham´ ja ´ne andere Idee. Wenn wir genauso rechnen wie das Büro Bestgen, weil, da geht´s ja darum, dass in seinem Auftrag nur betriebswirtschaftlich gerechnet wird, wie kann ich das Haus mit meinen Mitteln, fremdfinanziert, wie auch immer. Und dabei ist immer klar, dass die Miete zu ´nem gewissen Grad steigen wird, das gleiche gilt ja auch für ´ne Eigentümergenossenschaft. Und unsere Idee ist ja gerade die, zu sagen, OK, oder andersherum, diese Rechnung führt doch dann zu ganz erheblichen Mieterhöhungen, das ham´ wir auch mehrfach schon durchexerziert. Und das Problem ist doch, dass die Leute, so wie die Bevölkerungsmischung oder die Einwohnermischung ist, dass ein ganzer Teil der Leute, das kann man sich an fünf Fingern abzählen, in relativ kurzer Zeit aus diesen Häusern draußen sein wird, oder, was ja auch nicht zu erwarten ist, oder dass eben das Land oder wer auch immer entsprechend Wohngeld beisteuert, das heißt, es wird auf jeden Fall Geld kosten, und natürlich kann man jetzt sagen, das eine ist die rein betriebswirtschaftliche Rechnung. Aber man muss doch letzten Endes als politische Institution das Ganze im Blick behalten. Und natürlich kann ich sagen, es entstehen mir jetzt keine Kosten, aber, überlegen, welche entstehen mir woanders, dann kann ich das so machen, OK, linke Tasche voll, rechte leer. Ja, gut. Heute linke Tasche voll, klingt gut, morgen rechte Tasche leer, andere Baustelle? Und das muss man ja weiterdenken, ja, wenn man z.B. auf den Mietspiegel kuckt.  Wenn jetzt hier weiter modernisiert wird, weiter privatisiert wird, ´n ganzer Teil läuft wirklich über Eigentumswohnungen, weil das die Privatinvestoren machen wollen, weil das die Sachen sind, die ihnen Geld bringt. Und wer natürlich ´ne Eigentumswohnung als Investitionsobjekt, in der Regel wird das natürlich nicht so sein, dass der Eigentümer dort einzieht, sondern als Spekulationsobjekt verkauft, und die ham´  natürlich´n ganz großes Interesse, entsprechend da Gelder rauszuziehen, ja, und werden das vermieten. Und in Folgeschluss heißt das, dass der Mietspiegel hier ganz schön in Bewegung kommen wird, und das heißt wiederum, dass alle Leute, die jetzt zu relativ günstigen Konditionen wohnen, oder viele, mehr Geld bezahlen müssen. Das heißt dann, wer zahlt das Wohngeld, oder gibt´s keins, was passiert mit den Leuten? Gehen´se woanders hin, kostet´s Geld,  ja.  Also, wie man´s dreht und wendet, muss man sich die gesamte Sache wirklich mal in Gesamtheit ankucken, und dann fragen, was kostet es denn. Was kostet es wirklich unterm Strich, in 3, 5, 10 Jahren? Und so, denk´ ich mir, muss man die Sache auch betrachten. 

Publikum: Das ist ja genau intendiert. Man möchte ja, dass der Mietpreisspiegel in bestimm- ten Bezirken steigt, bedauerlicherweise, und ich stimm´ Dir vollkommen zu. Einerseits wird nur betriebswirtschaftlich gedacht, auf Senatsebene wird nur fiskalpolitisch gedacht. Und die sozialen Folgekosten, die Du angesprochen hast, die werden vollkommen ausgeblendet. Wenn wir uns darüber hinaus auch nur in Augenschein, oder uns nur daran erinnern, was mit Hartz 4 passieren wird, also, momentan wird uns hier versprochen, dass die Kosten für eine angemessene Unterkunft auch bezahlt werden. Und das wissen Sie ja selbst auch, dass der Bund im nächsten Jahr die Unterkunftskosten der Kommunen noch mit 3,5 Milliarden alimentiert. Interessanterweise sind die Zuschüsse des Bundes im Jahre 2006 bereits auf 2,5 Milliarden abgesenkt, obwohl absehbar ist, dass in Berlin, zumindest in Bezirken wie Kreuzberg und anderen, die Preise nicht fallen werden, sondern eher steigen werden. Das bedeutet, die Alimentierung der Unterkunftskosten wird ab 2006 abgesenkt, und dann greift eben genau das Sozialgesetzbuch II, der Paragraph 27, das heißt, dann, im Jahr 2006, dann, wenn die Mieten steigen, dann gibt es von den Wohnungsbaugesellschaften die Aufforderung, man möchte sich eine preiswertere Unterkunft suchen, innerhalb der vorgeschriebenen 6 Monate. Das wird dann im Jahre 2006, werden diese Briefe dann einflattern. Und da find´ ich es beschämend, wirklich beschämend, für einen rot-roten Senat, dass er sich dieser sozialen Folgekosten, die ja im Sozialgesetzbuch II ganz bewusst angelegt sind, nicht stellt, sondern seine fiskalpolitischen Berechnungen weiter schön, frei, fröhlich fortsetzt, gleichzeitig aber teure Zuschussbetriebe, wie die Privatisierung der Wasserbetriebe, wie das Risikoabschirmungsgesetz ´Berliner Bankenskandal´, all´ solche Sachen, wo´s  darum geht, aus Haushaltsmitteln private Gewinninteressen zu subventionieren. Dazu ist interessanterweise Geld da. Aber wenn es darum geht, den Menschen hier selbstverwaltete Wohnräume, wo sie im Grunde genommen dann auch im Rahmen von Selbstverwaltung, und im Rahmen dieses Betreibergenossenschaftsmodell, wirklich auch Kosten sparend zu wirtschaften, dass so etwas nicht unterstützt wird, sondern torpediert wird, das find´ ich wirklich sehr, sehr schade, und da würde ich mir wünschen, dass man diese fiskalpolitische Brille durchaus etwas weiterzufassen. Dass man sagt: Es werden soziale Folgekosten entstehen, und wenn es alternative Ansätze gibt, dass man diese alternativen Ansätze auch unterstützt.

Der Bund und das Land, die würden ja nichts verlieren. Die würden ja die Immobilien weiter-

            hin besitzen, nur die Betreibergenossenschaft würde ja die Verwaltung selbst kostengünstig übernehmen. 

Eventuell wäre ja sogar noch im Rahmen von der Mietpreiskalkulation auch daran zu denken, dass man dem Senat auch noch etwas abführen könnte. Also, noch besser könnte es doch gar nicht gehen. 

Herr Geffers: Das müssten Sie dann vor den politischen Parteien vertreten. Ich bin da nicht der Gesprächspartner. ( ... ) Also, ich wollt´ nur eins sagen: Ich kann Sie ja nur unterstützen und beraten, wo meine Kompetenz ist. Das, was Sie beigetragen haben, ist´n wichtiger politischer Beitrag, aber der hilft uns hier in der Runde und mir nicht weiter. So, das einzige, ja, ist so, müssen Sie einfach entgegennehmen. So, meine Empfehlung ist, dass tatsächlich die Beratung von dem Büro Bestgen mit abgewartet wird. Das andere sind Diskussionen, die Sie, die kann ich zwar auch an bestimmte Stellen der Politik bringen, nur Hintergrund ist: Dem Land Berlin geht´s finanziell nicht sehr gut. Ich kenn´s ja nur aus der Stadterneuerung. Wir haben in 10 Jahren, von 1991 bis 2004, in der Zeit haben wir 4 Milliarden in die Modernisierung und Instandsetzung von Altbauten gesteckt, einschließlich der sehr geehrten Platten. So, irgendwo, in Wohnungsneubau hat das Land Berlin sehr viel mehr gesteckt. Da sind die Mieten, die wir produziert haben, noch eigentlich sehr verträgliche. Irgendwo haben wir im Augenblick ´ne Schwierigkeit, bestimmte Sachen politisch zu finanzieren. Das heißt, wenn Sie dort etwas wollen, dann müssen Sie nicht nur mich überzeugen, dann müssen Sie ganz andere Leute überzeugen. 

Moderator 1: Ich hab´ jetzt ´ne beruhigende Zigarette hinter mir. In einem Punkt muss ich Ihnen absolut widersprechen. Sie sagen, das Modell wäre so nicht möglich, weil die anderen nicht mitziehen, und da muss ich Ihnen widersprechen. Das Modell ist so auf alle Fälle tragbar, alle Seiten sind dabei berücksichtigt worden. Die Investitionen, die bislang stattgefunden haben, die bleiben dem Land bzw. dem Bund erhalten, werden jetzt nicht irgendeinem Spekulanten in die Hände gespielt, es gibt auch die Möglichkeit, den Wohnraum irgendwo mitzuregulieren. Von daher sind wirklich alle Seiten berücksichtigt worden, und es müsste mit dem Teufel zugehen, wenn Bund und Land sich dagegenstellt, wenn 1000 Mieter plötzlich vor der Haustür stehen und sagen: Wir wollen gerne hier wohnen bleiben. Und von daher, denn schließlich sind die 1000 Mieter diejenigen, die tatsächlich auch gewählt haben, und die dann auch wieder wählen werden. 

Moderator 2: So, die Politik ist offensichtlich der Ansprechpartner. Unser Modell hat einen sozialen Gedanken, die Realität wird zur Zeit von wirtschaftlichen Aspekten geprägt, aber es gibt jemanden, der uns Hoffnung macht und zum Beispiel folgendes schreibt:

... " Nach der Beendigung der Sanierungsgebietssatzungen dürfen die ursprünglich verfolgten und mit viel öffentlichem Geld geförderten sanierungspolitischen Ziele nicht konterkariert werden. Das käme einer totalen Entwertung öffentlicher Investitionen gleich und verursachte zudem weitere öffentliche Ausgaben für die Betroffenen. Angesichts der leeren Kassen der Stadt und auch angesichts der Tatsache, dass so manche Form der Förderung der letzten Jahre Geldverschwendung war, ist Euer Modell eine echte Ausnahme. Die harte Förderung des Landes beschränkt sich auf die Einbringung der Immobilie in die Stiftung. Dieses öffentliche Vermögen wird nicht verzehrt, sondern erhalten und vermehrt, und zugleich kann eine soziale Stabilisierung im Wohngebiet gesichert werden. Durch die Betreibergesellschaft aus dem Kiez stärkt man die Kiezbindung und das soziale Gefüge zusätzlich. Auch wenn es bei der Umsetzung des Projektes sicherlich viele Schwierigkeiten und Unwägbarkeiten gibt, so lohnt es sich angesichts der möglichen Ergebnisse für das Gemeinwesen allemal, diesen Weg zu probieren." ... Das ist die Stellungnahme von Dr. Nelken, der heute Abend hier nicht teilnehmen konnte. 

Vielen Dank. 

 Nächstes Forum am 28.10. um 19:30, hier im Familiengarten
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